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Satzungsfassung unter Berücksichtigung  
der Beschlüsse 2011-V-11-0618 bis 2011-V-0620  

der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund vom 08.12.2011 
 

Neufassung der Hauptsatzung 
der Hansestadt Stralsund 

Beschluss-Nr. 2011-V-11-0621 vom 08.12.2011 
 
Aufgrund des § 5 Abs. 2 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Juli 2011(GVOBI. M-V S. 777, 
833), wird nach Beschlussfassung der Bürgerschaft vom 08.12.2011 
sowie Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde die folgende Haupt-
satzung erlassen: 
 

§ 1 - Name 
(§§ 1, 7, 8 Abs. 1 und 4, 42 KV M-V) 

(1) Die große kreisangehörige Stadt Stralsund führt vor ihrem Namen 
"Stralsund" die Bezeichnung "Hansestadt". 
 
(2) Für den Fall einer Gebietsänderung können in neuen Ortsteilen 
Ortsteilvertretungen gebildet werden (§ 42 KM M-V). 
 

§ 2 - Wappen, Flagge, Dienstsiegel 
(§ 9 KV M-V) 

(1) Das Stadtwappen zeigt auf rotem Grund einen aufrecht gestellten 
silbernen Pfeil, bestehend aus Schafttülle und den beiden Flügeln, mit 
einem silbernen Tatzenkreuz darüber. Für die zeichnerische Darstel-
lung des Stadtwappens ist das Muster der Anlage verbindlich. Das 
Stadtwappen steht unter dem Schutz des § 12 BGB und der §§ 8 
Abs. 2 Nr. 6, 146 Abs. 1 Nr. 1 MarkenG. Die Verwendung des Stadt-
wappens durch Dritte bedarf der schriftlichen Genehmigung durch 
den/die OberbürgermeisterIn. 
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 5 Abs. 3 Satz 1 KV M-V handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig das Stadtwappen ohne die nach § 2 
Abs. 1 Satz 4 Hauptsatzung erforderliche Genehmigung verwendet. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 
(3) Die Stadtflagge zeigt auf rotem Grund einen aufrecht gestellten 
weißen Pfeil, bestehend aus Schafttülle und den beiden Flügeln, mit 
einem weißen Tatzenkreuz darüber. 
 

(4) Das Dienstsiegel zeigt das Stadtwappen und die Umschrift "HAN-
SESTADT STRALSUND". Es wird in der Ausführung als Prägesiegel 
(Trockensiegel), als Farbdruckstempel oder als Siegelmarke verwen-
det. 
 
 

§ 3 - Gemeindevertretung, Bezeichnungen 
(§§ 22, 23 Abs. 2 Satz 2, 173 KV M-V) 

(1) Die Gemeindevertretung der Stadt führt die Bezeichnung "Bürger-
schaft". Sie gibt sich zur Regelung ihrer inneren Angelegenheiten ei-
ne Geschäftsordnung. 
 
(2) Die in die Bürgerschaft gewählten Stadtvertreter führen die Be-
zeichnung "Mitglied der Bürgerschaft". 
 
 

§ 4 - Einwohnerrechte, Bürgerrechte 
(§§ 13 - 20, 174 Abs. 1 Nr. 1 - 7 KV M-V) 

(1) Zur Unterrichtung der Einwohner sollen von dem/der Oberbürger-
meisterIn mindestens einmal pro Jahr Einwohnerversammlungen ein-
berufen und abgehalten werden (§ 16 Abs.1 KV M-V). 
 
(2) Alle Einwohner haben die folgenden Rechte: 
1. sich schriftlich oder zur Niederschrift mit Anregungen und Be-
schwerden an die Bürgerschaft zu wenden (§ 14 Abs. 1 KV M-V). Sie 
sind über die Stellungnahme der Bürgerschaft oder eines 
2. Ausschusses unverzüglich zu unterrichten, bei der Abgabe von Er-
klärungen oder dem Stellen von Anträgen von den zuständigen Mit-
arbeitern der Stadt immer dann informiert zu werden, wenn Erklärun-
gen oder Anträge offensichtlich nur versehentlich oder aus Unkennt-
nis unterblieben sind oder unrichtig abgegeben oder gestellt worden 
sind; die Mitarbeiter der Stadt haben die Pflicht, soweit erforderlich, 
Auskunft über die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehen-
den Rechte und die ihnen obliegenden Pflichten zu erteilen (§ 25 
Landesverwaltungsverfahrensgesetz - VwVfG M-V, §§ 13 bis 15 So-
zialgesetzbuch-Erstes Buch – SGB I, § 14 Abs. 4 KV M-V). 

3. bei wichtigen gemeindlichen Planungen und Vorhaben über die 
Grundlagen, Ziele und Auswirkungen sollen sie möglichst frühzeitig 
unterrichtet werden, dabei ist ihnen Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben (§ 16 Abs. 2 KV M-V). 
4. sofern sie das 14. Lebensjahr vollendet haben, in einer Einwohner-
fragestunde in jeder öffentlichen Bürgerschaftssitzung zu Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft an alle Mitglieder der Bürgerschaft 
sowie an den/die OberbürgermeisterIn Fragen zu stellen und Vor-
schläge oder Anregungen zu unterbreiten (§ 17 Abs. 1 KV M-V). Die 
Einwohnerfragestunde soll bis zu einer Stunde dauern. Jeder Ein-
wohner kann drei Fragen und eine Nachfrage stellen. Fragen, Vor-
schläge und Anregungen zu Beratungsgegenständen der jeweiligen 
Bürgerschaftssitzung sowie zu Themen außerhalb von Angelegenhei-
ten der örtlichen Gemeinschaft sind nicht zulässig. Die Fragen sind 
spätestens am dritten Kalendertag vor der Sitzung der Bürgerschaft 
bis 9.00 Uhr im Büro des/der Präsidenten/in schriftlich oder zur Nie-
derschrift einzureichen, der/die PräsidentIn entscheidet über ihre Zu-
lässigkeit. Die Fragen dürfen keine unsachlichen Feststellungen oder 
Wertungen enthalten, müssen kurz und sachlich sein und eine kurze 
Beantwortung ermöglichen. Fragen werden mündlich beantwortet. 
Kann dies nicht sofort geschehen, erfolgt eine Beantwortung mit Ein-
verständnis des Fragestellers schriftlich, sonst in der nächsten Ein-
wohnerfragestunde; eine Aussprache findet nicht statt. Der/die Präsi-
dentIn hat das Recht, schriftlich eingereichte Fragen oder mündlich 
gestellte Nachfragen zurückzuweisen, einem Fragenden das Wort zu 
entziehen, eine bereits gestellte Frage zurückzuweisen oder die 
schriftliche Beantwortung auch ohne Einverständnis des Fragestellers 
zu verfügen, wenn die hier genannten Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. 
5. sofern sie das 14. Lebensjahr vollendet haben zu beantragen, dass 
in der Bürgerschaft eine wichtige zum eigenen Wirkungskreis der 
Stadt gehörende Angelegenheit behandelt wird (Einwohnerantrag); 
für das Verfahren wird auf § 18 KV M-V sowie auf § 14 der Durchfüh-
rungsverordnung zur Kommunalverfassung vom 04.03.2008 (KV-
DVO; GVOBl. MV S. 85), zuletzt geändert am 19.07.2011 (GVOBl. S. 
858), hingewiesen. 
6. sofern sie zu den wahlberechtigten Bürgern gehören, die Durchfüh-
rung eines Bürgerentscheides zu beantragen (Bürgerbegehren); für 
das Verfahren einschließlich des Rechtes auf Beratung über die Kos-
tendeckung der verlangten Maßnahme wird auf § 20 Abs. 5 bis 7 KV 
M-V sowie auf §§ 15, 16 KV-DVO hingewiesen. 
7. sich mit Dienstaufsichtsbeschwerden in Bezug auf die innere Ord-
nung, die allgemeine Geschäftsführung oder die Art und Weise des 
behördlichen Tätigwerdens des/der Oberbürgermeisters/in an die 
Bürgerschaft zu wenden. In Selbstverwaltungsangelegenheiten, in 
denen der Verwaltung ein Ermessen eingeräumt ist, kann sich jeder 
über den/die Präsidenten/in an die Bürgerschaft wenden mit dem Ziel, 
eine andere Entscheidung in der Sache herbeizuführen. Das allge-
meine Petitionsrecht einschließlich des Rechtes, sich an die in der 
Regel jeweils zuständigen Fachministerien zu wenden, bleibt davon 
unberührt. 
8. sich wegen vermeintlicher Amts- oder Dienstpflichtverletzungen 
von oder durch Mitarbeiter der Verwaltung mit Gegendarstellungen 
oder Dienstaufsichtsbeschwerden an den/die OberbürgermeisterIn zu 
wenden. 
9. sich an jede Dienststelle des/der OberbürgermeisterIn zu wenden, 
um im Rahmen des Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu Informa-
tionen für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Informationsfreiheits-
gesetz – IFG M-V) vom 10.07.2006 (GVOBl. M-V S. 556) Zugang zu 
in der Verwaltung der Hansestadt Stralsund vorhandenen Informatio-
nen zu erhalten. 
Die Rechte gelten für natürliche und juristische Personen oder Perso-
nenvereinigungen, die in der Gemeinde Grundstücke besitzen oder 
nutzen oder ein Gewerbe betreiben,  entsprechend, § 14 Abs. 3 KV 
M-V.  
 
 

(3) Auf die Möglichkeit des Bürgerentscheides nach § 20 Abs. 1 bis 4 
KV M-V wird hingewiesen, für das Verfahren gelten neben den vor-
genannten Normen auch §§ 17, 18 KV DVO. 
 
 

(4) Sachkundige Einwohner können als Mitglieder in die Ausschüsse 
gewählt oder angehört werden. Sachkundige Einwohner sind alle In-
haber eines Wohnsitzes im Stadtgebiet, wie z. B. Personen aus Staa-
ten der Europäischen Union und aus Nicht-EU-Staaten, Jugendliche 
und Personen mit Zweitwohnsitz. 
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§ 5 - Bürgerschaft 
(§§ 17 Abs. 2, 22, 23, 28, 29 Abs. 4, 34, 38, 50, 72, 172 KV M-V, 

 § 5 Abs. 1 EigVO) 
(1) Die Bürgerschaft ist die Vertretung der Bürger und das oberste 
Willensbildungs- und Beschlussorgan der Stadt (§ 22 Abs. 1 Satz 1 
KV M-V). Sie ist für alle wichtigen Angelegenheiten der Stadt zustän-
dig und überwacht die Durchführung ihrer Entscheidungen, soweit 
nicht durch Gesetz, Hauptsatzung oder Beschluss der Bürgerschaft 
eine Übertragung auf den Hauptausschuss oder den/die Oberbür-
germeisterIn stattgefunden hat (vgl. § 22 Abs. 2 Satz 1 KV M-V). 
Wichtig im Sinne des Satzes 2 sind insbesondere Angelegenheiten, 
die aufgrund ihrer politischen Bedeutung, ihrer wirtschaftlichen Aus-
wirkungen oder als Grundlage für Einzelentscheidungen von grund-
sätzlicher Bedeutung für die Stadt sind (§ 22 Abs. 2 Sätze 1 und 2 KV 
M-V). Sie ist zuständig in Selbstverwaltungsangelegenheiten und 
kann diese im Einzelfall, auch wenn sie sie übertragen hat, jederzeit 
durch Beschluss der Mehrheit der anwesenden Mitglieder der Bür-
gerschaft an sich ziehen; wurde sie durch die Hauptsatzung übertra-
gen, kann die Angelegenheit nur durch Beschluss mit der Mehrheit al-
ler Mitglieder der Bürgerschaft an sich gezogen werden (Rückhol-
recht, § 22 Abs. 2 Satz 3 KV M-V). Die Bürgerschaft ist von dem/der 
OberbürgermeisterIn über alle Angelegenheiten von besonderer Be-
deutung einschließlich solcher des übertragenen Wirkungskreises zu 
unterrichten (§ 38 Abs. 5 Satz 4 KV M-V); das Recht des/der Ober-
bürgermeisters/in, sich in Angelegenheiten des übertragenen Wir-
kungskreises nach § 38 Abs. 5 Satz 3 KV M-V zu beraten, bleibt un-
berührt. 
Auf die Zuständigkeit der Bürgerschaft nach § 5 Abs. 1 der Verord-
nung über die Eigenbetriebe der Gemeinden vom 25. Februar 2008 
(Eigenbetriebsverordnung M-V - EigVO; GVOBl. M-V S. 71) wird hin-
gewiesen. 
 

(2) Die Bürgerschaft ist in Angelegenheiten nach § 22 Abs. 3 der KV 
M-V  ausschließlich zuständig. Hinsichtlich der Bestimmung des § 48 
KV M-V, wonach sich bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen die 
rechtliche Verpflichtung der Bürgerschaft ergibt, über eine Nachtrags-
satzung zu beschließen, wird Folgendes festgelegt: 
 

1. Als erheblicher Fehlbetrag im Sinne von § 48 Abs. 2 Nr. 1 KV M-V 
ist ein Fehlbetrag im Ergebnishaushalt anzusehen, der 5 % der Ge-
samtaufwendungen oder den bereits ausgewiesenen Fehlbetrag um 
1.000.000 Euro übersteigt. 
2. Als erheblich sowie wesentlich im Sinne des § 48 Abs 2 Nr. 2 KV 
M-V gilt die Entstehung einer Deckungslücke über einem Betrag von 
1.000.000 Euro oder die Erhöhung einer bestehenden Deckungslücke 
um mehr als 500.000 Euro. 
3. Als erheblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Nr. 3 KV M-V gelten 5 %  
der Gesamtaufwendungen des Ergebnishaushaltes bzw. der Ge-
samtauszahlungen des Finanzhaushaltes. 
4. Unabweisbare Aufwendungen für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen sowie unabweisbare Aufwendungen und Aus-
zahlungen für Instandsetzungen an Bauten und Anlagen sind im Sin-
ne von § 48 Abs. 3 Nr. 1 KV M-V als geringfügig anzusehen: 
- beim Einsatz gemeindlicher Mittel bis 500.000 Euro im Einzelfall 
- bei einer Kostendeckung durch zweckbestimmte Einzahlungen bzw. 
zweckbestimmte Erträge bis zur Höhe dieser Einzahlungen bzw. Er-
träge 
5. Die Unterrichtung der Bürgerschaft hat nach § 20 Abs. 2 Nr. 2 
GemHVO-Doppik unverzüglich zu erfolgen, wenn sich abzeichnet, 
dass sich in  einem Teilhaushalt 
- das Jahresergebnis des Teilergebnishaushaltes nach Verrechnung 
der internen Leistungsbeziehungen oder der Saldo der ordentlichen 
und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen des Teilfinanzhaushal-
tes nach Verrechnung der internen Leistungsbeziehungen um 10% 
und mindestens um 500.000 Euro verschlechtert hat 
oder 
- die Gesamtauszahlungen einer Investition oder Investitionsförde-
rungsmaßnahme um 500.000 Euro erhöhen. 
 

(3) Die Mitglieder der Bürgerschaft werden im haftungsrechtlichen 
Sinne wie Beamte behandelt (Art. 34 Grundgesetz, § 839 BGB). 
 

(4) Auf das Recht der Aufnahme einer Angelegenheit in die Tages-
ordnung (§ 29 Abs. 7 KV MV) auf Auskunft sowie der Anfrage und der 
Akteneinsicht (§ 34 Abs. 2, 3 und 4 KV M-V) wird verwiesen. 
 
(5) Die Bürgerschaft kann beschließen, Sachverständige sowie Ein-
wohner, die vom Gegenstand der Beratung betroffen sind, anzuhören 
(§ 17 Abs. 2 KV M-V). 

§ 6 - PräsidentIn 
(§§ 28 Abs. 2, 4 und 5, 32 Abs. 1 KV M-V) 

(1) Die Bürgerschaft wählt aus ihrer Mitte die/den Vorsitzende/n sowie 
in der gewählten Reihenfolge eine/n erste/n und zweite/n Stellvertre-
terIn der/des Vorsitzenden. Diese bilden das Präsidium der Bürger-
schaft. Das Präsidium berät die/den Vorsitzende/n und unterstützt 
sie/ihn bei der Ausübung ihrer/seiner Aufgaben. Einzig die/der Vorsit-
zende mit der Bezeichnung "PräsidentIn der Bürgerschaft" vertritt die 
Bürgerschaft (§ 28 Abs. 4 Satz 1 KV M-V) und ist im gesetzlichen 
Umfang für ihre Sitzungen verantwortlich. Der/die Oberbürgermeiste-
rIn nimmt an den Sitzungen des Präsidiums teil, ohne diesem anzu-
gehören; er/sie kann das Recht auf die StellvertreterInnen delegieren. 
 

(2) Zum/zur Präsidenten/in ist gewählt, wer die meisten Stimmen er-
hält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das durch das an 
Lebensjahren älteste Mitglied der Bürgerschaft gezogen wird, das 
selbst für dieses Amt nicht kandidiert (§ 32 Abs. 1 Satz 2 und 3 KV M-V). 
 

(3) Die Stellvertreter des/der Präsidenten/in werden durch Mehrheits-
wahl gewählt, auf die Geschäftsordnung wird verwiesen. 
 

(4) Der/die PräsidentIn vertritt die Bürgerschaft, auch in Klageverfah-
ren. Er entscheidet ferner über Dienstreiseanträge von Mitgliedern 
der Bürgerschaft und der Ausschüsse. 
 

(5) Die Bürgerschaft kann den/die Präsidenten/in oder andere Mit-
glieder des Präsidiums abberufen. Für das Verfahren gilt § 32 Abs. 3 
KV M-V. Soweit die Abwahl aller Präsidiumsmitglieder beantragt ist, 
wird die Abwahl entsprechend § 28 Abs. 1 KV M-V geleitet. Das Nä-
here regelt die Geschäftsordnung. 
 
 

§ 7 - Sitzungen der Bürgerschaft 
(§ 29 KV M-V) 

(1) Die Bürgerschaftssitzungen sind öffentlich. 
 

(2) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgenden Fällen ausge-
schlossen: 
1. einzelne Personalangelegenheiten außer Wahlen 
2. Steuer-, Abgabe- und Entgeltangelegenheiten Einzelner 
3. Grundstücksangelegenheiten 
4. Vergabe von Aufträgen 
5. Rechnungsprüfungsangelegenheiten außer dem Abschlussbericht. 
 

(3) Die Bürgerschaft kann im Einzelfall, sofern rechtliche Gründe nicht 
entgegenstehen, Angelegenheiten entsprechend Nummern 1. bis 4. 
in öffentlicher Sitzung behandeln. 
 

(4) Unbeschadet Abs. 2 und 3 ist die Öffentlichkeit durch Beschluss 
auszuschließen, wenn überwiegende Belange des öffentlichen Woh-
les oder berechtigte Interessen Einzelner es erfordern. 
 
 

§ 8 - Anfragen 
(§ 34 Abs. 3 KV M-V) 

(1) Jedes Mitglied der Bürgerschaft kann Anfragen über das Büro 
des/der Präsidenten/in an die Verwaltung stellen. Die Anfragen sollen 
kurz gefasst sein und dürfen sich jeweils nur auf eine Angelegenheit 
beziehen. Sie werden von dem/der OberbürgermeisterIn beantwortet. 
 

(2) Mündliche Anfragen im Zusammenhang mit einem Tagesord-
nungspunkt während der Bürgerschaftssitzung sollen, sofern sie nicht 
in der Sitzung selbst beantwortet werden, spätestens innerhalb der 
nächsten 14 Kalendertage schriftlich beantwortet werden; der/die 
OberbürgermeisterIn kann die Beantwortung delegieren. 
 

(3) Jedes Mitglied der Bürgerschaft kann eine Anfrage (Kleine oder 
Große Anfrage) zum Tagesordnungspunkt „Anfragen“ an den/die 
OberbürgermeisterIn stellen. Der/die Präsident/in entscheidet über 
die Reihenfolge ihrer Beantwortung in der Tagesordnung. Die Frage 
soll eine Begründung enthalten. Die Frage darf keine unsachlichen 
Feststellungen oder Wertungen enthalten, sie soll kurz gefasst sein 
und eine kurze Beantwortung ermöglichen.  
Die Zahl von Zusatz-, Unter- und Ergänzungsfragen zu demselben 
Gegenstand wird auf höchstens drei begrenzt. Der/die Oberbürger-
meisterIn kann nach pflichtgemäßem Ermessen von einer mündlichen 
Beantwortung absehen und auf eine schriftliche Beantwortung ver-
weisen, wenn die Antwort für eine mündliche Beantwortung nicht ge-
eignet erscheint; im letzteren Fall erhalten alle Mitglieder der Bürger-
schaft diese Schriftinformation. Absatz 2 letzter Halbsatz gilt entspre-
chend. 
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(4) Der Tagesordnungspunkt „Anfragen“ wird auf höchstens eine 
Stunde begrenzt („Fragestunde“). Nach Ablauf dieser Zeit werden ge-
stellte, aber noch nicht vollständig beantwortete Anfragen auf die Ta-
gesordnung der nächsten Bürgerschaft gesetzt und dort beantwortet. 
 

(5) Kleine Anfragen müssen spätestens am neunten Kalendertag vor 
der Sitzung um 9:00 Uhr bei dem/der Präsidenten/in vorliegen; ver-
spätet eingegangene gelten als für die nächste Sitzung gestellt. 
 

(6) Jedes Mitglied der Bürgerschaft kann eine Große Anfrage zu Fra-
gen von besonderer Bedeutung an den/die OberbürgermeisterIn stel-
len. Sie ist 30 Kalendertage vor der Sitzung bei dem/der Präsiden-
ten/in einzureichen; verspätet eingegangene gelten als für die nächs-
te Sitzung gestellt. Zu Großen Anfragen findet eine Aussprache statt. 
 

(7) Sachanträge sind bei Anfragen nicht zulässig. 
 
 

§ 9 - Besetzung der Ausschüsse 
(§§ 35 Abs. 1 Satz 4, 36 Abs. 1 und 5, 71 Abs. 1 Satz 4, 

156 Abs. 3, 32 Abs. 2 KV M-V) 
(1) Die Besetzung der Ausschüsse erfolgt nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl (§ 32 Abs. 2 KV M-V). Das gilt auch für die Bestellung 
von weiteren Mitgliedern in Organen nach §§ 71 Abs. 1 und 156 Abs. 
3 KV M-V.  Auf das Recht zur einvernehmlichen Besetzung der Wahl-
stellen gem. § 32 Abs. 2 KV M-V wird verwiesen. Das Nähere regelt 
die Geschäftsordnung. 
 

(2) Jeder Ausschuss wählt eine/n Vorsitzende/n und zwei Stellvertre-
terInnen; §§ 35 Abs. 1 und 40 Abs. 1 KV M-V bleiben unberührt. 
Der/die Vorsitzende des Ausschusses soll Mitglied der Bürgerschaft 
sein; das gilt nicht für Ausschüsse nach § 12 der Hauptsatzung. 
 

(3) Für die Ausschussmitglieder werden stellvertretende Mitglieder in 
jeweils gleicher Zahl gewählt. Sachkundige Einwohner haben für die 
Teilnahme in Ausschüssen die gleichen Rechte und Pflichten wie 
Mitglieder der Bürgerschaft (vgl. § 36 Abs. 5 KV M-V). 
 
 

§ 10 - Hauptausschuss, Aufgabenverteilung 
(§§ 19 Abs. 3, 22 Abs. 2 und 4, 23, 35, 38  

Abs. 6 Satz 6, 71 Abs. 4 KV M-V) 
(1) Dem Hauptausschuss gehören neben dem/der Oberbürgermeiste-
rIn neun weitere Mitglieder an. Die Bürgerschaft wählt auf Vorschlag 
der Fraktionen oder Zählgemeinschaften je Fraktion oder Zählge-
meinschaft abweichend von § 9 Abs. 3 bis zu vier stellvertretende 
Hauptausschussmitglieder. Die stellvertretenden Hauptausschuss-
mitglieder müssen der Bürgerschaft angehören. Während der Dauer 
der Vertretung hat das stellvertretende Ausschussmitglied die glei-
chen Rechte und Pflichten wie ein ordentliches Ausschussmitglied. 
 

(2) Der Hauptausschuss koordiniert die Arbeit der Ausschüsse. Er 
entscheidet in Angelegenheiten, die ihm durch Beschluss der Bürger-
schaft oder durch die Hauptsatzung übertragen sind, und über alle 
Angelegenheiten, die nicht nach § 22 Abs. 3 KV M-V als wichtige An-
gelegenheiten der Bürgerschaft vorbehalten sind oder dem/der Ober-
bürgermeisterIn übertragen worden sind. Er entscheidet nach den 
von der Bürgerschaft festgelegten Richtlinien über die Planung der 
Verwaltungsaufgaben von besonderer Bedeutung. Er ist zuständig in 
dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung nicht bis zu einer 
Dringlichkeitssitzung der Bürgerschaft aufgeschoben werden kann (§ 
35 Abs. 2 Satz 4 KV M-V). 
 

(3) Der Hauptausschuss trifft Entscheidungen nach § 22 Abs. 4 KV 
M-V innerhalb der folgenden in Euro festgesetzten Wertgrenzen ein-
schließlich - bei wiederkehrenden Leistungen berechnet auf die jährli-
che Leistungsrate –  
1. im Rahmen der Nr. 1 (Genehmigung von Verträgen mit Mitgliedern 
der Bürgerschaft, der Ausschüsse sowie dem/der Oberbürgermeiste-
rIn und den leitenden Mitarbeitern der Stadt) bei Verträgen, die auf 
Leistungen gerichtet sind, bis zu einer Wertgrenze von 150.000 Euro; 
2. im Rahmen der Nr. 2 (Zustimmung zu über- und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und Auszahlungen) bei überplanmäßigen Auf-
wendungen im Ergebnishaushalt bzw. überplanmäßigen Auszahlun-
gen im Finanzhaushalt innerhalb einer Wertgrenze von 100.000 Euro 
bis 500.000 Euro je Einzelfall sowie bei außerplanmäßigen Aufwen-
dungen im Ergebnishaushalt bzw. außerplanmäßigen Auszahlungen 
im Finanzhaushalt innerhalb einer Wertgrenze von 50.000 Euro bis zu 
500.000 Euro je Einzelfall, mit der Ausnahme der zahlungsunwirksa-
men über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, die in die Zustän-
digkeit des/der OberbürgermeistersIn fallen; 

3. im Rahmen der Nr. 3 (Vermögensverfügungen, Darlehen und Kre-
dite) 
- bei Erwerb, Veräußerung, Tausch oder Belastung von Grundstü-
cken und grundstücksgleichen Rechten bis zu einer Wertgrenze von 
250.000 Euro, 
- bei Erwerb, Veräußerung von Sachen, Forderungen und Rechten 
und bei Eingehen sonstiger, auch einseitiger, schuldrechtlicher Ver-
pflichtungen innerhalb einer Wertgrenze von 50.000 Euro bis zu 
500.000 Euro, 
- bei Hingabe von Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zu-
rückzuzahlen sind, bis zu einer Wertgrenze von 500.000 Euro, an-
sonsten bis zu 250.000 Euro, 
- bei Stundung von Forderungen ab einer Wertgrenze oberhalb von 
30.000,- Euro oder einer Laufzeit von über 5 Jahren, bei Niederschla-
gung oberhalb einer Wertgrenze von 30.000 Euro sowie bei Erlass 
von Forderungen oberhalb einer Wertgrenze von 15.000 Euro, 
- bei Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen im Sinne 
von § 44 Abs. 4 KV M-V über deren Annahme oder Vermittlung in-
nerhalb einer Wertgrenze von 100 Euro bis 1.000 Euro. 
4. im Rahmen der Nr. 4 (Bürgschaften, Gewährverträge und Sicher-
heiten) bis zu einer Wertgrenze von 1,5 Millionen Euro, § 58 KV M-V 
ist zu beachten; 
5. im Rahmen der Nr. 5 (Abschluss von städtebaulichen Verträgen, 
Erschließungsverträgen und Durchführungsverträgen zu vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplänen) innerhalb einer Wertgrenze von 250.000 
Euro bis zu 1,5 Millionen Euro. 
 

(4) Im Rahmen des Städtebauförderungsprogrammes oder ähnlicher 
nach Zielstellung und Volumen vergleichbarer Förderprogramme trifft 
der Hauptausschuss Entscheidungen innerhalb einer Wertgrenze von 
250.000 Euro bis zu 1,5 Millionen Euro. 
 

(5) Der Hauptausschuss trifft Entscheidungen über die Vergabe von 
Verträgen über Leistungen nach der Verdingungsordnung für Leis-
tungen (VOL) innerhalb einer Wertgrenze von 50.000 Euro bis zu 1,5 
Millionen Euro und über Bauleistungen nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung (VOB) innerhalb einer Wertgrenze von 250.000 Euro 
bis zu 1,5 Millionen Euro sowie über freiberufliche Leistungen nach 
freihändiger Vergabe innerhalb einer Wertgrenze von 50.000 Euro bis 
zu 1,5 Millionen Euro bzw. über ausschreibungspflichtige freiberufli-
che Leistungen nach der Verdingungsordnung für freiberufliche Leis-
tungen (VOF) innerhalb einer Wertgrenze von zurzeit 200.000 Euro 
bis zu 1,5 Millionen Euro. Dem Hauptausschuss wird die Befugnis 
übertragen, über alle Nachtragsaufträge zu entscheiden, soweit sie 
zusätzlich zur ursprünglich vereinbarten Leistung erforderlich wurden 
und sie einzeln 10% der ursprünglichen Vergabesumme überschrei-
ten. Bei Nachtragsaufträgen bis zu 10 % entscheidet der Oberbür-
germeister. Sofern der Nachtrag und die ursprüngliche Vergabesum-
me rechnerisch zusammen wegen Überschreitung einer Wertgrenze 
zu einer anderen Zuständigkeit führen als beim ursprünglichen Auf-
trag, gilt diese Zuständigkeit für den Nachtragsauftrag. 
 

(6) Dem Hauptausschuss werden die folgenden Befugnisse der Bür-
gerschaft als oberste Dienstbehörde übertragen, dabei entscheidet er 
im Einvernehmen mit dem/der OberbürgermeisterIn: 
1. Erstmalige Ernennung von Amtsleitern im Beamtenverhältnis, de-
ren Beförderung oder Entlassung; 
2. Einstellung oder Kündigung von Amtsleitern im Arbeitsverhältnis 
und von Leitern der Eigenbetriebe; 
3. Erstmalige Ernennung von Beamten der Laufbahngruppe 2 ab dem 
zweiten Einstiegsamt, deren Beförderung oder Entlassung; 
4. Einstellung oder Kündigung von Beschäftigten ab Entgeltgruppe 13 
TvöD; 
5. Bestellung und Abberufung sowie Aufrechterhaltung der Bestellung 
von GeschäftsführerInnen von Gesellschaften, deren Anteile die Stadt 
zu 100 % innehat. 
 

(7) Dem Hauptausschuss wird die Befugnis zur Bestellung in ein Eh-
renamt oder eine ehrenamtliche Tätigkeit nach § 19 Abs. 3 KV M-V 
übertragen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
 

(8) Der Hauptausschuss trifft Entscheidungen über die Kostenspal-
tung, Abschnittsbildung und Bildung von Erschließungs- bzw. Ab-
rechnungseinheiten nach dem Kommunalabgabengesetz Mecklen-
burg-Vorpommern vom 12.04.2005 (KAG, GVOBl. M-V S. 146), ge-
ändert durch G. vom 13.07.2011 (GVOBl. MV S. 777, 833)  in der je-
weils geltenden Fassung. 
 

(9) Der Hauptausschuss ist gegenüber den Vertreterinnen und Vertre-
tern der Hansestadt Stralsund in einem Organ eines Unternehmens 
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oder Einrichtung des privaten Rechts berechtigt, von diesen Auskunft 
zu verlangen (§ 71 Abs. 4 KV M-V). Die Vertreterinnen und Vertreter 
sind ihrerseits verpflichtet, von sich aus den Hauptausschuss über al-
le Angelegenheiten von besonderer Bedeutung frühzeitig zu unter-
richten. Das Recht der Bürgerschaft nach § 71 Abs. 4 Satz 3 KV M-V 
bleibt davon unberührt. 
 

(10) Die Bürgerschaft ist laufend, mindestens halbjährlich, über die 
Entscheidungen im Sinne der Abs. 2 bis 9 entsprechend § 34 Abs. 1 
Satz 2 KV M-V zu unterrichten. 
 

(11) Die Sitzungen des Hauptausschusses sind grundsätzlich öffent-
lich (§ 35 Abs. 4 Satz 4 KV M-V), wenn nicht vor Beginn der Sitzung 
auf Antrag nichtöffentlich beschlossen wird, dass die Öffentlichkeit zu 
bestimmten Punkten ausgeschlossen wird; dabei ist § 7 zu beachten. 
 

§ 11 - Beratende Ausschüsse 
(§ 36 KV M-V) 

(1) Beratende Ausschüsse sprechen Empfehlungen an den/die Ober-
bürgermeisterIn, den Hauptausschuss oder die Bürgerschaft aus. Die 
Ausschüsse der Bürgerschaft setzen sich, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, aus neun Mitgliedern, wovon bis zu vier sachkundige Ein-
wohner sein können, zusammen. 
 

(2) Folgende Ausschüsse werden nach § 36 KV M-V gebildet: 
1. Ausschuss für Finanzen und Vergabe  
für Finanz- und Haushaltswesen, insbesondere Vorbereitungen zum 
Beschluss über die Haushaltssatzung, zur Durchführung des Haus-
haltsplanes und des Finanzplanes, für die Vergabe von Bauleistun-
gen, Lieferungen oder Leistungen nach der VOL und der VOB inner-
halb der Wertgrenzen des § 10 Abs. 5 der Hauptsatzung und darüber 
sowie für die Vorbereitung von dinglichen Rechtsgeschäften zur Ent-
scheidung des Hauptausschusses bzw. der Bürgerschaft zuständig; 
2. Rechnungsprüfungsausschuss 
für Haushaltsführung und Stellungnahme zum Jahresschlussbericht 
des Rechnungsprüfungsamtes (§ 36 Abs. 2 Satz 5 KV M-V, § 1 Abs. 
3 des Kommunalprüfungsgesetzes vom 06.04.1993 - KPG; GVOBl. 
M-V S. 250, berichtigt S. 847, geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14. Dezember 2007; GVOBl. M-V S. 410, 424) zuständig; 
3. Ausschuss für Wirtschaft und Gesellschafteraufgaben  
für Wirtschaftsförderung, Arbeitsmarktpolitik, Fremdenverkehr, Abfall- 
und Energiewirtschaft sowie für die Steuerung der Gesellschaften der 
Hansestadt Stralsund und der Beteiligten der Hansestadt Stralsund 
an den Gesellschaften, Verbänden, Vereinigungen und Stiftungen 
zuständig; 
4. Ausschuss für Bau, Umwelt, Ordnung  und Stadtentwicklung 
für Umweltbelange, Klima, Stadtentwicklung, Denkmalpflege, Flä-
chennutzungsplanung, Bauleit- und Landschaftsplanung und Ver-
kehrsentwicklung, Hoch-, Tief- und Straßenbau sowie Sicherheits- 
und Ordnungsangelegenheiten des eigenen Wirkungskreises zustän-
dig; 
5. Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport  
für Kulturförderung und Kulturentwicklung,  Schulverwaltung und 
Schulentwicklung sowie Sportförderung und Sportentwicklung zu-
ständig; 
6. Ausschuss für Familie und Gleichstellung  
für die Gleichstellung von Mann und Frau, für Frauen und Familie, 
Ausländerangelegenheiten, Behindertenangelegenheiten, soziale 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft, Kinder- und Jugendan-
gelegenheiten des eigenen Wirkungskreises sowie Seniorenförde-
rung; 
7. zeitweiliger Ausschuss 
 für die Aufarbeitung und Begleitung der Vorkommnisse um die recht-
liche Auseinandersetzung zwischen der Sparkasse Hansestadt Stral-
sund und der Sparkasse Vorpommern mit den ehemaligen Vor-
standsmitgliedern der Sparkasse Hansestadt Stralsund. 
9. zeitweiliger Ausschuss 
für die Begleitung der Umsetzung der Landkreisneuordnung und Auf-
gabenzuordnung in Mecklenburg-Vorpommern 2011 als beratendes 
Gremium für die Entscheidungsvorbereitung notwendiger Beschlüsse 
der Bürgerschaft. 
 

(3) Die Sitzungen der Ausschüsse sind grundsätzlich öffentlich (§ 36 
Abs. 6 Satz 2 KV M-V), wenn nicht vor Beginn der Sitzung auf Antrag 
nichtöffentlich beschlossen wird, dass die Öffentlichkeit zu bestimm-
ten Punkten ausgeschlossen wird; dabei ist § 7 zu beachten. Für die 
innere Ordnung der Ausschüsse gilt die Geschäftsordnung entspre-
chend. Auf das Recht nach § 36 Abs. 3 Satz 2 KV M-V wird hinge-
wiesen. 

§ 12 - Weitere Ausschüsse 
(§ 36 KV M-V) 

(1) Die Ausschüsse setzen sich, soweit im Folgenden oder gesetzlich 
nichts anderes bestimmt, aus neun Mitgliedern, wovon bis zu vier 
sachkundige Einwohner sein können, zusammen. §§ 9 und 11 Abs. 1 
Satz 3 gelten entsprechend. Die Aufzählung der Ausschüsse ist nicht 
abschließend, auf § 36 Abs. 7 Satz 2 KV M-V wird verwiesen. Für ihre 
innere Ordnung gilt die Geschäftsordnung entsprechend. 
 

(2) In Ausführung des § 13 des Landeskrankenhausgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.05.2002 (LKHG M-V, GVOBl. M-V S. 262) wird eine Patientenbe-
schwerdestelle gebildet. 
 

(3) Nach § 5 Abs. 2 der Eigenbetriebsverordnung vom 14.09.1998 
(EigVO, GVOBl. M-V S. 808) wird ein gemeinsamer Betriebsaus-
schuss für sämtliche Eigenbetriebe gebildet. Er ist beratender Aus-
schuss in Angelegenheiten der städtischen Eigenbetriebe. Die jeweils 
betroffene Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen des Ausschusses 
mit beratender Stimme teil (§ 5 Abs. 3 EigVO). 
 

(4) In Ausführung des § 4 Abs. 2 und 3 des Bundeskleingartengeset-
zes vom 25.02.1983 (BKleinG, BGBl. I S. 210) in der Fassung des 
Einigungsvertrages sowie der Ziffern 1.2.1 und 1.2.2 der Richtlinie 
über die kleingärtnerische Gemeinnützigkeit vom 16.09.1992 (Ge-
meinnützigkeitsrichtlinie des Landeslandwirtschaftsministers, Amtsbl. 
M-V S. 990) wird ein Stadtkleingartenausschuss gebildet. Ihm gehö-
ren neben den vom/von der Oberbürgermeister/in bestellten vier Ver-
tretern aus dem Bauamt, Abt. Liegenschaften, Abt. Straßen und 
Stadtgrün, Abt. Planung und Denkmalpflege und Abt. Bauaufsicht ein 
vom Landesamt für Landwirtschaft in Stralsund zu benennender Ver-
treter sowie drei vom Kreisverband für Gartenfreunde M-V e.V. in 
Stralsund zu benennende Vertreter neun weitere von der Bürger-
schaft zu wählende stimmberechtigte Mitglieder an.  
In Abweichung zu Absatz 6 sind die Sitzungen des Ausschusses 
grundsätzlich öffentlich, (§ 36 Abs. 6 Satz 2 KV M-V), wenn nicht vor 
Beginn der Sitzung auf Antrag nichtöffentlich beschlossen wird, dass 
die Öffentlichkeit zu bestimmten Punkten ausgeschlossen wird; dabei 
ist § 7 zu beachten. 
 

(5) Die Sitzungen der Ausschüsse nach § 12 Hauptsatzung sind 
nichtöffentlich, soweit nicht gesetzlich oder vorstehend etwas anderes 
geregelt ist.“ 
 
 

§ 13 - OberbürgermeisterIn 
(§§ 37, 38 KV M-V) 

(1) Der/die OberbürgermeisterIn wird für sieben Jahre gewählt. Er/sie 
ist der/die gesetzliche VertreterIn der Stadt. 
 

(2) Der/die OberbürgermeisterIn ist neben allen Entscheidungen im 
übertragenen Wirkungskreis für die Geschäfte der laufenden Verwal-
tung zuständig. Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung zählen 
insbesondere Entscheidungen von geringer wirtschaftlicher Bedeu-
tung, Entscheidungen, die den laufenden Betrieb der Verwaltung auf-
rechterhalten sowie gesetzlich oder tariflich gebundene Entscheidun-
gen (§ 38 Abs. 3 Sätze 2 und 3 KV M-V). Er/sie entscheidet ferner 
nach § 38 Abs. 4 Satz 1 KV M-V in eigener Zuständigkeit alle Ange-
legenheiten, die nicht von der Bürgerschaft oder dem Hauptaus-
schuss wahrgenommen werden und trifft Entscheidungen unterhalb 
der Wertgrenzen des § 10 Abs. 3 bis 5 der Hauptsatzung. 
 

(3) Erklärungen, durch die die Stadt verpflichtet werden soll oder mit 
denen ein Bevollmächtigter bestellt wird, bedürfen der nach § 38 Abs. 
6 KV M-V vorgeschriebenen Form dann nicht, wenn eine Wertgrenze 
von 50.000 Euro nicht überschritten wird (Befreiung nach § 38 Abs. 6 
Satz 3 KV M-V). Das gilt auch für den Abschluss von Verträgen über 
wiederkehrende Leistungen, bezogen auf die jährliche Leistungsrate, 
bis zu dieser Wertgrenze. Alle Erklärungen bedürfen jedoch stets der 
Schriftform. 
(4) Dem/der OberbürgermeisterIn werden die Befugnisse der Bürger-
schaft als oberste Dienstbehörde nach § 22 Abs. 5 Satz 1 und 2 KV 
M-V übertragen, soweit in § 10 Abs. 6 der Hauptsatzung oder gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist. 
 

(5) Im Rahmen des § 22 Abs. 4 Nummer 3 KV M-V ist der/die Ober-
bürgermeisterIn zuständig für die Ausübung des gemeindlichen Vor-
kaufsrechtes, Verzicht, Änderung oder Löschung aller Rechte in Abt. 
II und III des Grundbuches bis zu einer Wertgrenze von 500.000 Eu-
ro. Er/sie ist ebenfalls zuständig für die Kreditaufnahme im Rahmen  
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der von der Bürgerschaft beschlossenen und von der Aufsichtsbehör-
de genehmigten Kreditermächtigung der Haushaltssatzung. Über den 
Abschluss von Kreditverträgen informiert der/die OberbürgermeisterIn 
regelmäßig den Hauptausschuss. 
 

(6) Im Rahmen des § 44 Abs. 4 KV M-V ist der /die Oberbürgermeis-
terIn oder ein/e StellvertreterIn zuständig für das Einwerben bzw. die 
Entgegennahme des Angebotes einer Zuwendung für die Gemeinde 
zur Erfüllung der Aufgaben nach § 2 KV M-V. Eine Delegierung auf 
andere Mitarbeiter ist nicht möglich. 
 

(7) Der/die OberbürgermeisterIn erhält eine Aufwandsentschädigung 
in Höhe von monatlich 230,- Euro. 
 
 

§ 14 - StellvertreterInnen 
des/der Oberbürgermeisters/in 

(1) Die Bürgerschaft wählt zwei dem/der OberbürgermeisterIn unmit-
telbar nachgeordnete leitende MitarbeiterInnen zu StellvertreterInnen 
des/der Oberbürgermeisters/in, die ihn/ sie im Fall seiner/ihrer Ver-
hinderung vertreten. 
 

(2) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen aller Bürger-
schaftsmitglieder erhält (§ 40 Abs. 1 Satz 2 KV M-V). Mit der Wahl ist 
die Reihenfolge der Stellvertretung festzulegen (§ 40 Abs. 1 Satz 6 
KV M-V). 
 

(3) Die StellvertreterInnen üben die Stellvertreterfunktion in der Ei-
genschaft als Ehrenbeamte aus. Die Wahl erfolgt vorbehaltlich einer 
vorzeitigen Abberufung aus dieser Position für die Dauer der Wahlpe-
riode der Bürgerschaft (§ 40 Abs. 3 Satz 1 KV M-V i.V.m. § 40 Abs. 4 
Satz 9 KV M-V). 
 

(4) Die StellvertreterInnen führen die Bezeichnung „SenatorIn und 
erste/r (zweite/r) StellvertreterIn des/der Oberbürgermeisters/in“. 
 

(5) Die StellvertreterInnen des/der Oberbürgermeisters/in erhalten ei-
ne monatliche Entschädigung nach § 6 Abs. 1 Entschädigungsver-
ordnung (EntschVO M-V v. 09.09.2004, GVOBl. M-V 2004, S. 46) in 
Höhe von 340,- Euro.“ 
 
 

§ 15 - Gleichstellungsbeauftragte 
(§ 41 KV M-V) 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tätig und wird 
durch die Bürgerschaft bestellt. Sie unterliegt der Dienstaufsicht 
des/der Oberbürgermeisters/in, handelt jedoch bei Ausübung ihrer 
Rechte nach § 41 Abs. 3 und 4 KV M-V weisungsfrei. 
 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Verwirkli-
chung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern durch Förde-
rung ihrer tatsächlichen Gleichstellung in der Gemeinde beizutragen, 
auch durch Initiativen zur Herstellung der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern. 
 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte hat insbesondere folgende Aufga-
ben: 
1. die Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen in ih-
rem Aufgabenbereich 
2. Einbringen von spezifischen Belangen ihres Aufgabenbereiches in 
die Ausschüsse der Bürgerschaft und in die Bürgerschaft, mit Teil-
nahme- und Rederecht in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches 
in diesen Gremien 
3. die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, 
Betrieben und Behörden in ihrem Aufgabenbereich 
4. Beteiligung bei Personalentscheidungen und Stellungnahme bei 
der Personalplanung 
5. Erstellen eines jährlichen Berichtes über ihre Tätigkeit sowie über 
Gesetze, Verordnungen und Erlasse des Bundes und des Landes in 
ihrem Aufgabenbereich. 
 
(4) Der/die OberbürgermeisterIn hat die Gleichstellungsbeauftragte in 
grundlegenden Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches an allen 
Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass deren Initiativen, Vorschlä-
ge, Bedenken und sonstige Stellungnahmen berücksichtigt werden 
können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 
Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie Auskünfte zu erteilen. Auf 
ihr Verlangen hat der/die OberbürgermeisterIn zu beantragen, Ange-
legenheiten nach § 41 Abs. 1 KV M-V auf die Tagesordnung zu set-
zen, soweit nicht andere wichtige Belange entgegenstehen (§ 41 Abs. 
4 KV M-V). 
 

(5) Die Bürgerschaft bestellt aus dem Kreis der dem/der Oberbürger-
meisterIn nachgeordneten Mitarbeiter eine Stellvertreterin, die die 
Gleichstellungsbeauftragte im Falle ihrer Verhinderung dienstlich ver-
tritt. Die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Rechte und Pflichten gel-
ten für die Stellvertreterin entsprechend. Das bisherige Arbeits- und 
Dienstverhältnis bleibt davon unberührt. 
 
 

§ 16 - Beauftragte/r für die Integration von Menschen 
mit Behinderungen, 

Beauftragte/r für die Integration von Migrantinnen/Migranten 
(1) Die/der Beauftragte für die Integration von Menschen mit Behinde-
rungen und die/der Beauftragte für die Integration von Migrantin-
nen/Migranten sind hauptamtlich tätig. Sie/Er unterliegen der Dienst-
aufsicht des/der Oberbürgermeisters/in und werden durch die Bürger-
schaft bestellt. 
 

(2) Die/der Beauftragte für die Integration von Menschen mit Behinde-
rungen hat die Aufgabe, zur Verwirklichung der gesellschaftlichen In-
tegration und Verbesserung der Lebensverhältnisse von Menschen 
mit Behinderungen beizutragen. 
 

(3) Die/der Beauftragte für die Integration von Migrantinnen/Migranten 
hat die Aufgabe, für die gesellschaftliche Integration der Ausländer 
bei Wahrung ihrer kulturellen Identität einzutreten. 
 

(4) Die/der Beauftragte für die Integration von Menschen mit Behinde-
rungen und die Beauftragte/r für die Integration von Migrantin-
nen/Migranten haben insbesondere folgende Aufgaben: 
1. Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen in ihrem 
Aufgabenbereich. 
2. Einbringen von spezifischen Belangen ihres Aufgabenbereiches in 
die Ausschüsse der Bürgerschaft und in die Bürgerschaft. 
3. Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Be-
trieben und Behörden in ihrem Aufgabenbereich. 
4. Erstellen eines jährlichen Berichtes über die Tätigkeit sowie über 
Gesetze, Verordnungen und Erlasse des Bundes und des Landes in 
ihrem Aufgabenbereich. 
 

(5) Der/die OberbürgermeisterIn hat die/den Beauftragte/n für die In-
tegration von Menschen mit Behinderungen und die/den Beauftrag-
te/n für die Integration von Migrantinnen/Migranten in grundlegenden 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so 
frühzeitig zu beteiligen, dass deren/dessen Initiativen, Vorschläge und 
Bedenken und sonstige Stellungnahmen berücksichtigt werden kön-
nen. Dazu sind ihr/ihm die zur Erfüllung ihrer/seiner Aufgaben not-
wendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie Auskünfte zu er-
teilen. 
 
 

§ 17 - Entschädigungsordnung 
(§ 27 Abs. 1 und 2 KV M-V; EntschVO M-V) 

(1) Die Stadt gewährt dem berechtigten Personenkreis Entschädi-
gungen im Sinne der Verordnung über die Entschädigung der in den 
Gemeinden, Landkreisen, Ämtern und Zweckverbänden ehrenamtlich 
Tätigen vom 09.09.2004 (Entschädigungsverordnung –  EntschVO M-
V; GVOBl. M-V S. 468) in Höhe der jeweils gesetzlich zugelassenen 
Höchstgrenzen, soweit nachfolgend nichts anderes der Höhe nach 
geregelt ist. 
 
 

(2) Monatliche funktionsbezogene Aufwandsentschädigung im Sinne 
von § 2 Abs. 2 EntschVO M-V erhalten 
-  der/die PräsidentIn der Bürgerschaft in Höhe von 729,-- Euro 
-  die anderen Mitglieder des Präsidiums in Höhe von jeweils  
   144,-- Euro 
-  die Vorsitzenden der Fraktionen in Höhe von jeweils 234,-- Euro. 
 

Bei Verhinderung des/der Präsidenten/in der Bürgerschaft oder ei-
ner/eines Fraktionsvorsitzenden erhalten StellvertreterInnen für die 
Dauer der aktiven Vertretung die entsprechende funktionsbezogene 
Aufwandsentschädigung, wobei jeweils pro Tag ein Dreißigstel des 
Monatsbetrages bei Monaten mit 30 Tagen, ein Einunddreißigstel des 
Monatsbetrages bei Monaten mit 31 und ein Achtundzwanzigstel des 
Monatsbetrages bei Monaten mit 28 Tagen gewährt wird. Den Emp-
fängern funktionsbezogener Aufwandsentschädigung darf keine sit-
zungsbezogene Aufwandsentschädigung gewährt werden (§ 3 Abs. 3 
EntschVO M-V). 
  

(3) Die sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung im Sinne von § 14 
EntschVO M-V wird monatlich bis zum zehnten Tag des Folgemonats 

Amtsblatt der Hansestadt Stralsund - Nr. 1

6



gezahlt. Pauschalierte sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung 
erhalten die Mitglieder der Bürgerschaft in Höhe von 27 Euro pro Sit-
zung für Sitzungen der Bürgerschaft bzw. der Ausschüsse, in die sie 
gewählt sind, und der Fraktionssitzungen. Sachkundige Einwohner 
erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen der Ausschüsse, in die 
sie gewählt sind, sowie den Sitzungen der Fraktionen, die der Vorbe-
reitung dieser Ausschusssitzungen dienen, eine pauschalierte sit-
zungsbezogene Aufwandsentschädigung in Höhe von 27 Euro. Aus-
schussvorsitzende mit Ausnahme des/der Vorsitzenden des Haupt-
ausschusses erhalten abweichend von Satz 2 oder 3 eine sitzungs-
bezogene Aufwandsentschädigung in Höhe von 54 Euro pro Sitzung. 
Bei Verhinderung der/des Ausschussvorsitzenden erhalten gewählte 
StellvertreterInnen für die Dauer der Vertretung eine sitzungsbezoge-
ne Aufwandsentschädigung entsprechend Satz 4. 
 
(4) Neben der Aufwandsentschädigung wird der entgangene Arbeits-
verdienst auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe entsprechend § 15 
Abs. 1 EntschVO M-V ersetzt. 
 
(5) Die Reisekostenvergütung richtet sich gemäß § 15 Abs. 2 
EntschVO M-V nach dem Landesreisekostengesetz. Das gilt insbe-
sondere auch für Abrechnungen von Fahrten am Ort und zu Sitzun-
gen. 
 
(6) Zusätzlich zu der Aufwandsentschädigung werden auf Antrag 
auch notwendige Aufwendungen für die Beaufsichtigung von Kindern 
bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr oder für die Betreuung pfle-
gebedürftiger Angehöriger ersetzt, sofern eine ausreichende Beauf-
sichtigung oder Betreuung anderweitig nicht sichergestellt werden 
kann (§ 15 Abs. 3 EntschVO M-V). 
 
 

§ 18 - Abführungspflicht 
(§ 71 Abs. 5 KV M-V; EntschVO M-V) 

Für die Tätigkeit als Vertreter der Hansestadt Stralsund in Unterneh-
men oder Einrichtungen in einer Rechtsform des privaten Rechts gilt, 
dass Vergütungen, Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen 
aus dieser Tätigkeit an die Hansestadt abzuführen sind, soweit sie 
den Betrag von 300 Euro pro Sitzung übersteigen; unbeschadet da-
von sind den Vertretern jedoch auf Antrag mindestens diejenigen 
Aufwendungen auszugleichen, die ihnen im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit nachweislich entstanden sind (§ 71 Abs. 5 KV M-V). 
 
 

§ 19 – Seniorenbeirat 
Die Stadt hat einen Seniorenbeirat. Das Nähere ergibt sich aus der 
Satzung des Seniorenbeirates, deren Beschluss in der Zuständigkeit 
der Bürgerschaft liegt. 
 
 

§ 20 – Welterbebeirat 
Die Stadt hat einen Welterbebeirat. Das Nähere ergibt sich aus der 
Satzung des Welterbebeirates, deren Beschluss in der Zuständigkeit 
der Bürgerschaft liegt. 
 
 

§ 21 - Öffentliche Bekanntmachung 
(§ 5 Abs. 4 Satz 3 KV M-V) 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen, die durch Rechtsvorschrift vorge-
schrieben sind, erfolgen im „ Amtsblatt der Hansestadt Stralsund“. 
Das Amtsblatt wird im Internet auf der Homepage der Hansestadt 
Stralsund www.stralsund.de in der Rubrik Amtsblätter veröffentlicht 
(Festlegung der Bekanntmachungsform nach § 3 Abs. 1  Satz 4, § 8 
KV-DVO).  
In gedruckter Form liegt das „Amtsblatt der Hansestadt Stralsund“ in 
den Diensträumen Rathaus, Alter Markt, Ordnungsamt, Schillstraße 
5-7 und in der Stadtbibliothek, Badenstraße 13, zur kostenlosen Ein-
sicht oder Mitnahme aus. 
Das „Amtsblatt der Hansestadt Stralsund“ kann darüber hinaus ein-
zeln oder im Abonnement jeweils gegen Erstattung der Auslagen vom 
Oberbürgermeister der Hansestadt Stralsund, Pressestelle, Alter 
Markt 5, Postfach 2145, 18408 Stralsund, bezogen werden. 
 
(2) Sonstige öffentliche  Bekanntmachungen der Stadt erfolgen in der 
in Abs. 1 beschriebenen Weise, das gilt auch für den Hinweis auf Er-
satzbekanntmachungen. 
 

(3) Die Bekanntmachung und Verkündung ist mit Ablauf des ersten 
Tages bewirkt, an dem das „Amtsblatt der Hansestadt Stralsund“ in 

der Form nach Abs. 1 im Internet verfügbar ist. Dieser Tag wird in der 
Bekanntmachung vermerkt. 
 
(4) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und 
Verzeichnissen ist in der Form des Abs. 1 hinzuweisen. Die Ausle-
gungsfrist beträgt einen Monat, soweit nicht gesetzlich etwas anderes 
bestimmt ist oder eine kürzere Frist möglich und bestimmt ist. Der 
Beginn der Auslegung ist auf dem ausgelegten Exemplar mit Unter-
schrift und Dienstsiegel zu vermerken, das Ende der Auslegung soll 
in gleicher Form vermerkt werden. 
 
(5) Ist die öffentliche Bekanntmachung infolge höherer Gewalt oder 
sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so ist diese durch 
Abdruck als "Amtliche Mitteilung der Hansestadt Stralsund" in der 
"Ostsee-Zeitung", zumindest jedoch durch Aushang (Anschlag) an 
der Bekanntmachungstafel in der Nordlaube unter der Schauwand-
Front des Rathauses, Alter Markt, 18439 Stralsund, zu veröffentli-
chen. Die Dauer des Aushanges beträgt in diesem Fall zwei Wochen, 
die öffentliche Bekanntmachung gilt mit Ablauf des letzten Tages des 
Aushanges als vollzogen, Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend; der Tag 
des Aushanges und der Abnahme werden nicht mitgerechnet. Sofern 
eine Bekanntmachung nach diesem Absatz nicht durch Zeitablauf 
gegenstandslos geworden ist, ist sie in der vorgeschriebenen Form 
unverzüglich nachzuholen. 
 
(6) Das „Amtsblatt der Hansestadt Stralsund“ erscheint nach Bedarf. 
Auf sein Erscheinen wird vorher in der „Ostsee-Zeitung“, Ausgabe 
Stralsund, hingewiesen. 
 
(7) Abweichend vom Vorgenannten gilt für die öffentliche Bekanntma-
chung von Zeit und Ort der Sitzungen der Bürgerschaft und der öf-
fentlich tagenden Ausschüsse sowie deren Tagesordnung (§§ 29 
Abs. 6, 36 Abs. 6 Satz 3 KV M-V), dass diese spätestens drei Tage 
vor der Sitzung durch Aushang (Anschlag) an der Bekanntmachungs-
tafel in der Nordlaube unter der Schauwand-Front des Rathauses, Al-
ter Markt,18439 Stralsund, öffentlich bekannt gemacht wird. 
 
 

§ 22 - Öffentliche Zustellung 
(§ 108 Abs. 1 und 2 VwVfG M-V; § 15 Abs. 1 und 2 VwZG) 

Bei öffentlichen Zustellungen ist das zuzustellende Schriftstück oder 
die Benachrichtigung darüber, dass und wo das Schriftstück eingese-
hen werden kann, an der Bekanntmachungstafel in der Nordlaube un-
ter der Schauwand-Front des Rathauses, Alter Markt, 18439 Stral-
sund, auszuhängen. 
 
 

§ 23 - In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 11.10.2007 in der Fassung 
vom 16.09.2010 außer Kraft. 
 
Stralsund, 07.02.2012 

             
Dr. Badrow  
Oberbürgermeister    
 
 
 
 
 
Anlage zu § 2 Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung der Hansestadt 
Stralsund vom 11.10.2007 
 
Heraldische Darstellung des Stadtwappens mit Farbbeschreibung, 
Farben laut HKS Skala (ges. geschützt) 
 
- Silber (Grundfarbe)   
- Schwarz (Grundfarbe) 
- Rot (HKS 12) 
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Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende, dem Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern 
als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
09.01.2012 angezeigte Satzung (Neufassung der Hauptsatzung) wird 
hiermit nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V öffentlich bekannt gemacht, 
nachdem die Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 31.01.2012 
erklärt hat, dass sie keine Verletzung von Rechtsvorschriften geltend 
macht.  
  
Hinweis nach § 5 Abs. 5 KV M-V: 
Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvor-
schriften verstoßen wurde,  die in der Kommunalverfassung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V S. 777) enthalten oder aufgrund 
dieser erlassen worden sind, können diese Verstöße gemäß § 5 Abs. 
5 KV M-V nur innerhalb eines Jahres seit  der öffentlichen Bekannt-
machung, und zwar schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vor-
schrift und der Tatsache, aus der sich der Verstoß ergibt, gegenüber 
der Hansestadt Stralsund geltend gemacht werden.  
Abweichend hiervon kann eine Verletzung von Anzeige-, Genehmi-
gungs- oder Bekanntmachungsvorschriften stets geltend gemacht 
werden, § 5 Abs. 5 Satz 3 KV M-V. 
 
Stralsund, 07. Februar 2012                         

             
Dr. Badrow  
Oberbürgermeister  
 
 

 
Satzung des Seniorenbeirates 

der Hansestadt Stralsund 
(Seniorenbeiratssatzung) 

 
Inhaltsverzeichnis 
§ 1  Rechtsstellung und Name 
§ 2  Aufgaben 
§ 3  Zusammensetzung und Amtszeit 
§ 4  Berufung der Mitglieder 
§ 5  Mitgliederversammlung und Vorstand 
§ 6  Geschäftsgang und Finanzen 
§ 7  Inkrafttreten 
 
Aufgrund des § 5 Absatz 2 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
08.06.2004 (KV M-V, GVOBl. M-V S. 205), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12.07.2010 (GVOBl. M-V S. 366, 378) wird nach Be-
schlussfassung der Bürgerschaft vom 18.08.2011 und Anzeige bei 
der Rechtsaufsichtsbehörde die folgende Satzung des Seniorenbeira-
tes der Hansestadt Stralsund erlassen: 
 
Satzung des Seniorenbeirates der Hansestadt Stralsund 

 
§ 1 – Rechtsstellung und Name 

(1) Die Hansestadt Stralsund bildet einen Beirat von Seniorinnen und 
Senioren, der Belange der Einwohnerinnen und Einwohner Stral-
sunds, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, gegenüber der Öf-
fentlichkeit, der Bürgerschaft, den Ausschüssen und bei der Verwal-
tung vertreten soll. 
(2) Der Beirat trägt den Namen „Seniorenbeirat der Hansestadt Stral-
sund“. 
 

§ 2 – Aufgaben 
(1) Der Beirat hat das Recht, in Angelegenheiten, die ältere Einwoh-
nerinnen und Einwohner in Stralsund betreffen, Anträge über den 
Präsidenten/die Präsidentin der Bürgerschaft sowie über die Aus-
schussvorsitzenden oder die Senatoren/Senatorinnen an die zustän-
digen Ausschüsse zu stellen. 
(2) Der Beirat kann zur Erfüllung dieser Aufgaben die Einrichtungen 
und Ämter der Hansestadt Stralsund durch Anregungen, Empfehlun-
gen und Stellungnahmen beraten. 

(3) Die Ämter und Einrichtungen sollen den Beirat über alle wichtigen 
Angelegenheiten, die ältere Menschen betreffen, unterrichten. Sie 
sollen Anregungen, Empfehlungen und Stellungnahmen des Beirates 
soweit wie möglich berücksichtigen. 
(4) Der Vorsitzende/die Vorsitzende des Beirates oder ein/eine vom 
Beirat benannter/benannte Vertreter/Vertreterin hat das Recht, schrift-
liche Anfragen an den/die für das Sachgebiet zuständigen Sena-
tor/zuständige Senatorin zu richten. Näheres bestimmt die Ge-
schäftsordnung für den Beirat. 
(5) Wenn in den beratenden Ausschüssen Anregungen, Empfehlun-
gen oder Stellungnahmen des Beirates oder sonst für ältere Men-
schen bedeutsame Angelegenheiten behandelt werden, soll ein vom 
Beirat benanntes Mitglied im Ausschuss angehört werden. 
An nichtöffentlichen Sitzungen der Ausschüsse dürfen Beiratsmitglie-
der nicht teilnehmen. Die Einladungen zu allen Sitzungen der bera-
tenden Ausschüsse werden, wenn der Beirat für den jeweiligen Aus-
schuss ein Mitglied benannt hat, diesem, sonst dem/der Vorsitzenden 
des Seniorenbeirates, übersandt. Die Einladungen enthalten Ort, Tag 
und Beginn der Sitzung sowie alle den öffentlichen Teil der Sitzung 
betreffenden seniorenrelevanten Unterlagen. 
(6) Der Beirat berichtet einmal im Jahr der Bürgerschaft über seine 
Tätigkeit in geeigneter Form. Die Präsidenten/die Präsidentin der 
Bürgerschaft kann unabhängig davon einem Mitglied des Beirates in 
Sitzungen der Bürgerschaft das Wort in Angelegenheiten des Senio-
renbeirates erteilen. 
(7) Die Mitglieder des Seniorenbeirates üben ihre Tätigkeit im Rah-
men der Gesetze nach ihrer freien, nur dem Gemeinwohl verpflichte-
ten Überzeugung aus. 
(8) Der Seniorenbeirat der Hansestadt Stralsund arbeitet eng mit dem 
Landesseniorenbeirat Mecklenburg-Vorpommern zusammen. 

 
§ 3 – Zusammensetzung und Amtszeit 

(1) Der Seniorenbeirat besteht aus bis zu 30 Mitgliedern. 
(2) In den Seniorenbeirat können Einwohnerinnen und Einwohner der 
Hansestadt Stralsund berufen werden, die das 60. Lebensjahr vollen-
det haben sollen. 
(3) Die Amtszeit des Seniorenbeirates beginnt mit seiner konstituie-
renden Sitzung. Sie endet mit der Konstituierung des neu berufenen 
Seniorenbeirates. 
 

§ 4 – Berufung der Mitglieder 
(1) Mitglieder des Seniorenbeirates werden durch die jeweilige Bür-
gerschaft für die Dauer einer Amtszeit berufen. Die Berufung der Mit-
glieder des Seniorenbeirates erfolgt jeweils nach der Konstituierung 
der Bürgerschaft. Die Berufung soll binnen 6 Monaten nach der Kon-
stituierung erfolgen. 
(2) Haben sich mehr als 30 Personen für die Berufung in den Senio-
renbeirat gestellt, gelten die 30 Personen als berufen, die die meisten 
Stimmen auf sich vereinigen können. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los. 
(3) Bis zur Höchstgrenze von 30 Personen können durch die Bürger-
schaft jederzeit Personen nach- bzw. hinzuberufen werden. 
(4) Scheidet ein Mitglied aus dem Seniorenbeirat aus, gilt die Beru-
fung durch die Bürgerschaft für die Person, die wegen der Begren-
zung der Mitgliederzahl des Beirates nicht Mitglied geworden ist und 
die höchste noch nicht berücksichtigte Stimmenzahl hatte; Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 
(5) Auf Vorschlag des Seniorenbeirates kann die Bürgerschaft eine 
Person, die sich um die Aufgaben des Seniorenbeirates in besonde-
rer Weise verdient gemacht hat, zum Ehrenmitglied des Seniorenbei-
rates berufen. Die Berufung gilt auf Lebenszeit. Das Ehrenmitglied 
kann den Beirat beraten und an seinen Veranstaltungen teilnehmen. 
 

§ 5 – Mitgliederversammlung und Vorstand 
(1) Oberstes Organ des Seniorenbeirates ist die Mitgliederversamm-
lung. 
(2) Zur Geschäftsführung zwischen den Mitgliederversammlungen 
wählt der Seniorenbeirat aus seinen Reihen einen Vorstand. Der Vor-
stand besteht aus  

- einem/einer Vorsitzenden  
- drei stellvertretenden Vorsitzenden 
- drei Beisitzern/Besitzerinnen 

 

(3) Zur Lösung bestimmter Aufgaben können ständige oder zeitweili-
ge Arbeitsgruppen gebildet werden. 
(4) Der Seniorenbeirat, der Vorstand und die Arbeitsgruppen arbeiten 
auf der Grundlage einer Geschäftsordnung, die durch die Mitglieder-
versammlung beschlossen wird. 
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§ 6 – Geschäftsgang und Finanzen 
 (1) Der Seniorenbeirat tagt nach Bedarf. Er tritt jährlich mindestens 
dreimal zu Sitzungen zusammen. Die Sitzungen sind öffentlich. Zur 
konstituierenden Sitzung wird durch den Präsidenten/die Präsidentin 
der Bürgerschaft eingeladen. 
(2) Die finanziellen Aufwendungen des Seniorenbeirates werden 
durch öffentliche Zuwendungen der Hansestadt Stralsund und des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel sowie durch Spenden gedeckt. Die Zu-
wendungen dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet wer-
den. Dem Rechnungsprüfungsamt werden die entsprechenden Prü-
fungsrechte eingeräumt. 
 

§ 7 – Inkrafttreten 
Die Seniorenbeiratssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. Die Seniorenbeiratssatzung vom 23.06.1999 tritt außer Kraft. 
 
Stralsund, 21.12.2011 

             
Dr. Badrow  
Oberbürgermeister  
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende, dem Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern 
als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 03. No-
vember 2011 angezeigte Satzung  wird hiermit nach § 5 Abs. 4 Satz 1 
KV M-V öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 5 Abs. 5 Satz 1 KV M-V: 
Ein Verstoß gegen Verfahrens- und Formvorschriften der Kommunal-
verfassung Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777) oder der aufgrund 
dieser erlassenen Durchführungsbestimmungen zur KV M-V kann 
nach Ablauf eines Jahres seit öffentlicher Bekanntmachung dieser 
Satzung nicht mehr geltend gemacht werden, wenn nicht der Verstoß 
innerhalb der Jahresfrist schriftlich unter Bezeichnung der verletzten 
Vorschrift und der Tatsache, aus der sich der Verstoß ergibt, gegen-
über der Hansestadt Stralsund gemacht wird. Abweichend hiervon 
kann eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Be-
kanntmachungsvorschriften stets geltend gemacht werden. 
 
Stralsund, 21.12.2011 

             
Dr. Badrow  
Oberbürgermeister  
 

 
 
 

2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Ehrung verdienter Persönlichkeiten  

durch die Hansestadt Stralsund 
(Ehrenbürgerrechtssatzung) 

Beschluss-Nr. 2011-V-10-0582 vom 10.11.2011 
 
Präambel: 
Auf der Grundlage des § 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 22 Abs. 3 Ziffer 
15 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
vom 13. Juli 2011, GVBl. M-V 2011, S. 777 wird nach Beschlussfas-
sung durch die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund vom 
10.11.2011 die folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Ehrung verdienter Persönlichkeiten durch die Hansestadt Stral-
sund (Ehrenbürgerrechtssatzung) erlassen. 
 

Artikel 1 – Änderungen  
Die Satzung über die Ehrung verdienter Persönlichkeiten durch die 
Hansestadt Stralsund (Ehrenbürgerrechtssatzung) vom 20. Februar 
2007 (Beschluss-Nr. 2007-IV-01-0716, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 
02/2007 vom 23.03.2007), zuletzt geändert durch die 1. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Ehrung verdienter Persönlichkeiten 
durch die Hansestadt Stralsund (Ehrenbürgerrechtssatzung) vom 
09.10.2008, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 10/2008 vom 22.10.2008, 
wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 9 Würdigung des Ehrenamtes in der Hansestadt Stralsund er-
hält der Punkt 1 die wie folgt geänderte Fassung: 
„Für ehrenamtliche und engagierte Tätigkeit im Vereinswesen, im Be-
reich des Gemeinwohls oder auf dem Gebiet des Karitativen und So-
zialen können jährlich bis zu 15 Personen, incl. bis zu 5 Personen mit 
der Ehrennadel ausgezeichnet werden.“ 
 

2. § 10 Verfahren zur Würdigung des Ehrenamtes wird um 2 weitere 
Punkte ergänzt: 
„7. Über die vorgenommenen Eintragungen wird ein elektronisches 
Register geführt. 
 

8. Eine wiederholte gleiche Ehrung gemäß § 9 Pkt. 1-3 ist nicht mög-
lich, es sei denn, der Eingereichte erhält die Ehrung aufgrund eines 
anderen Amtes oder Dienstes.“ 
 
Artikel 2 – In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. 
 
Stralsund, 23.01.2012 

             
Dr. Badrow  
Oberbürgermeister  

 
 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 16  
der Hansestadt Stralsund   

Discounter-Markt am Carl-Heydemann- 
Ring/Autohaus Schütt und Ahrens 

Aufstellungsbeschluss  
Beschluss-Nr. 2012-V-01-0652 vom 26.01.2012 

 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt: 
1. Für das im Stadtteil Tribseer Vorstadt gelegene Gebiet am Carl-
Heydemann-Ring 128, Teilfläche des Autohauses Schütt & Ahrens, 
soll ein vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB aufge-
stellt werden. Das Gebiet ist ca. 0,6 ha groß und umfasst die Flurstü-
cke 60/3 (teilweise), 60/7, 60/11 (teilweise), 61/7, 74/9, 75, 76/3, 86/1, 
87, 88 (teilweise), 89 und 90 (teilweise) der Flur 57, Gemarkung 
Stralsund. Es wird im Nordwesten durch das Autohaus Schütt & Ah-
rens (Carl-Heydemann-Ring 128) und das Flurstück 60/6, im Nordos-
ten durch die Flurstücke 61/6, 70 und 71, im Südosten durch die Flur-
stücke 72/1, 73/1, das Grundstück Alte Richtenberger Str. 24 d, die 
Grundstücke Carl-Heydemann-Ring 130 und 132 und im Südwesten 
durch den Carl-Heydemann-Ring begrenzt. 
 
2. Es wird folgendes Planungsziel angestrebt: 
Es sollen ein Discount-Markt mit ca. 850 m² Verkaufsfläche und die 
dafür erforderlichen Stellplätze errichtet werden.  
 
3. Da das Plangebiet im Innenbereich liegt, soll der Bebauungsplan 
gemäß § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne Umweltprü-
fung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden. 
 
4. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Stralsund, 14.02.2012 
 
gez. Dr. Badrow 
Oberbürgermeister 
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Geschäftsordnung für die Bürgerschaft  
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Geschäftsordnung für die Bürgerschaft 
der Hansestadt Stralsund und ihre Ausschüsse 

Aufgrund des § 5 Abs. 2 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 777, 
833) und der §§ 22, 23 Abs. 5 Satz 4, 29 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 
und Abs. 8, 32 Abs. 2 Satz 6 KV M-V sowie § 3 Abs. 1 Hauptsatzung 
vom 21.10.2010 hat sich die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund 
als zuständige Gemeindevertretung auf ihrer Sitzung am  08.12.2011 
die folgende Geschäftsordnung gegeben: 
 

§ 1 Bezeichnungen 
(§ 173 KV M-V) 

(§ 3 Hauptsatzung) 
Alle in dieser Geschäftsordnung verwendeten Bezeichnungen gelten 
in weiblicher und männlicher Sprachform. 
 

§ 2 Mitglieder der Bürgerschaft, Fraktionen  
und Zählgemeinschaften 

(§ 23 KV M-V) 
(1) Die Mitglieder der Bürgerschaft und der Ausschüsse üben ihr 
Mandat nach ihrer freien, nur dem Gemeinwohl verpflichteten Über-
zeugung aus. Sie sind zur Teilnahme an den Sitzungen und zur Mit-
arbeit verpflichtet (§ 23 Abs. 3 Satz 3 KV M-V). Für den Fall der Ab-
wesenheit ohne wichtigen Grund wird auf § 172 KV M-V hingewiesen. 
Über das Vorliegen des wichtigen Grundes nach § 23 Abs. 3 Satz 3 
KV M-V entscheidet der Präsident nach Beratung mit dem Präsidium 
und Anhörung des Betroffenen. 
Gegen die Entscheidung des Präsidenten kann die Bürgerschaft an-
gerufen werden, die in der auf die Entscheidung folgenden Sitzung 
abschließend mit der Mehrheit über den Hinderungsgrund beschließt; 
für den Betroffenen gilt in diesem Fall § 24 KV M-V. 
(2) Die Mitglieder der Bürgerschaft können höchstens einer Fraktion 
angehören, sie sitzen nach ihrer Fraktionszugehörigkeit.  

Der Präsident legt die Sitzordnung fest. 
(3) Die Bildung von Fraktionen ist unverzüglich dem Präsidenten der 
Bürgerschaft schriftlich anzuzeigen. Die Fraktionen müssen die Na-
men ihrer Vorsitzenden, der stellvertretenden Vorsitzenden und ihrer 
Mitglieder sowie etwaige Änderungen dem Präsidenten unverzüglich 
schriftlich mitteilen. 
(4) An Sitzungen einer Fraktion, die der Vorbereitung einer Sitzung 
der Bürgerschaft oder eines Ausschusses dienen, können bei Bedarf 
auch die auf Vorschlag dieser Fraktion gewählten, der Bürgerschaft 
nicht angehörenden Mitglieder der Ausschüsse (sachkundige Bürger) 
teilnehmen. Die Entscheidung trifft im Einzelfall die Fraktion. 
(5) Die Bildung von Zählgemeinschaften zwischen Fraktionen und 
fraktionslosen Bürgerschaftsmitgliedern ist bei allen Verhältniswahlen 
grundsätzlich zulässig. Zählgemeinschaften zwischen Fraktionen sind 
nur dann zulässig, sofern die verfassungsrechtlichen Erfordernisse 
gegeben sind. Sie sind unverzüglich dem Präsidenten anzuzeigen. 
(6) Jedes Mitglied der Bürgerschaft ist berechtigt, in der Bürgerschaft 
oder in den Ausschüssen, denen es angehört, Anträge zu stellen (§§ 
23 Abs. 4, 36 Abs. 4 Sätze 1 und 3 KV M-V). 
Gleiches Recht gilt für sachkundige Einwohner in den Ausschüssen, 
denen sie angehören. 
 

§ 3 Anregungen und Beschwerden 
(§ 14 Abs. 1 KV M-V) 

(§ 4 Abs. 2 Ziff. 1 Hauptsatzung) 
(1) Jeder Einwohner der Stadt kann sich mit Anregungen und Be-
schwerden, die sich auf eine Selbstverwaltungsangelegenheit bezie-
hen, schriftlich oder zur Niederschrift an die Bürgerschaft über das 
Büro des Präsidenten wenden. 
(2) Der Präsident überweist die Anregungen oder Beschwerden an 
den sachlich zuständigen Ausschuss. Er unterrichtet die Bürgerschaft 
zu Beginn jeder Sitzung über den wesentlichen Inhalt der eingegan-
genen Anregungen oder Beschwerden. 
(3) Der Ausschuss prüft die Anregungen oder Beschwerden und legt 
sie mit seiner Stellungnahme der Bürgerschaft vor. Der Ausschuss-
vorsitzende teilt in allen Fällen die Stellungnahme dem Einwohner mit 
und informiert den Präsidenten. 
(4) Anregungen oder Beschwerden, die sich nicht auf eine Selbstver-
waltungsangelegenheit beziehen, gibt der Präsident unverzüglich an 
den Oberbürgermeister ab.  
Der Oberbürgermeister bescheidet über die Anregungen oder Be-
schwerden in eigener Zuständigkeit. 
 

§ 4  Einladung und Tagesordnung 
(§ 29 KV M-V) 

(1) Der Präsident der Bürgerschaft setzt nach Anhörung des Präsidi-
ums und im Benehmen mit dem Oberbürgermeister die Tagesord-
nung für die Sitzung der Bürgerschaft fest. 
(2) Die Tagesordnung muss über die anstehenden Beratungspunkte 
hinreichend Aufschluss geben. Jeder Verhandlungsgegenstand muss 
besonders bezeichnet sein, bei dem Punkt "Verschiedenes" sind Be-
schlüsse und Aussprachen unzulässig. Soweit Tagesordnungspunkte 
in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden sollen, sind sie in der 
Tagesordnung als "nichtöffentliche Tagesordnungspunkte" zu be-
zeichnen. 
(3) Anträge und Vorlagen sind spätestens neun Kalendertage vor der 
Sitzung bis 9:00 Uhr dem Präsidenten zu übergeben. 
Der Präsident muss eine Angelegenheit nach § 29 Abs. 4 KV M-V auf 
die Tagesordnung setzen, wenn es ein Viertel aller Bürgerschaftsmit-
glieder, eine Fraktion oder der Oberbürgermeister beantragt. Die 
Mehrheit aller Bürgerschaftsmitglieder kann in der Sitzung die Erwei-
terung der Tagesordnung beschließen, wenn es sich um eine Ange-
legenheit handelt, die wegen besonderer Dringlichkeit keinen Auf-
schub duldet.  
(4) Der Präsident hat den Bürgerschaftsmitgliedern die Einladung zu 
übersenden. 
Die Ladungsfrist für ordentliche Sitzungen beträgt 5 Kalendertage 
(außer Sonntag), mindestens jedoch wie die für Dringlichkeitssitzun-
gen 3 Kalendertage (§ 29 Abs. 3 Satz 2 KV M-V). Der Tag der Aufga-
be bei der Post bzw. der Versendung per Bote sowie der Tag der Sit-
zung werden für die Frist nicht mitgezählt. 
Mit dem Einverständnis des Empfängers kann die Zustellung am Ta-
ge des Postversands auch über ein persönliches Postfach im Rat-
haus erfolgen. Als Zustellungstag im Sinne der oben genannten Fris-
ten gilt der Tag der Einlage in das Postfach. 
(5) Die Einladung muss Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung ent-
halten und soll zu jedem Tagesordnungspunkt mit vorgesehener Be-
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schlussfassung die entsprechenden Unterlagen (Vorlage des Ober-
bürgermeisters/Antrag) enthalten. Die Vorlage bzw. der Antrag muss 
einen Beschlussvorschlag mit Begründung sowie ggf. einen De-
ckungsvorschlag enthalten.  
(6) Die Bürgerschaftsmitglieder sind über die Arbeit der Ausschüsse 
unterrichtet, indem jeder Fraktion die Einladungen zu den Aus-
schusssitzungen und die entsprechenden Protokolle übersandt wer-
den. 
(7) Der Präsident ist berechtigt, die Bürgerschaft zu Informationssit-
zungen einzuladen. In diesen Sitzungen dürfen keine Beschlüsse ge-
fasst werden, sie dienen ausschließlich der Unterrichtung über wichti-
ge Angelegenheiten der Stadt. 
 

§ 5  Öffentlichkeit/Nichtöffentlichkeit 
(§ 29 Abs. 5 KV M-V) 

(§§ 7, 9 Abs. 9, § 10 Abs. 3 der Hauptsatzung) 
(1) Die Sitzungen der Bürgerschaft sind öffentlich (§§ 7, 9 Abs. 9, § 
10 Abs. 3 der Hauptsatzung). 
(2) Die Öffentlichkeit ist neben den in § 7 Abs. 2 der Hauptsatzung 
genannten Gründen nur auszuschließen, wenn überwiegende Belan-
ge des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen einzelner es 
erfordern (§ 7 Abs. 4 Hauptsatzung). 
(3) Über den Ausschluss der Öffentlichkeit beschließt die Bürger-
schaft allgemein oder im Einzelfall durch Beschluss. Über den Aus-
schluss wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und  mit der Mehrheit 
aller Bürgerschaftsmitglieder entschieden; ohne Aussprache kann in 
öffentlicher Sitzung entschieden werden. 
(4) Nach Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur die Mitglieder der 
Bürgerschaft, die Vertreter der Kommunalaufsichtsbehörde, die Pro-
tokollführer und weitere städtische Bedienstete, die hierzu ausdrück-
lich vom Oberbürgermeister bestimmt werden, an der Sitzung teil-
nehmen. Alle anderen Personen verlassen den Sitzungs- und Zuhö-
rerraum.  
(5) In nichtöffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach Wie-
derherstellung der Öffentlichkeit, spätestens jedoch in der nächsten 
öffentlichen Sitzung, bekannt zu geben, wenn nicht überwiegende Be-
lange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner 
entgegenstehen. 
 

§ 6  Pressevertreter 
(1) Die Presse wird zu öffentlichen Sitzungen der Bürgerschaft durch 
den Präsidenten eingeladen.  
Zu den Hauptausschusssitzungen lädt der Oberbürgermeister die 
Presse ein. 
(2) Mit der Einladung gehen den Pressevertretern dieselben Unterla-
gen für die Sitzungen der Bürgerschaft und des Hauptausschusses 
zu, die die Bürgerschaftsmitglieder nach § 4 Abs. 5 erhalten, soweit 
diese Unterlagen keine vertraulichen Einzelheiten enthalten. Vorlagen 
des nichtöffentlichen Teiles sind grundsätzlich vertraulich. 
(3) Den Vertretern der Presse werden Plätze vorbehalten. 
(4) Film- und Tonaufzeichnungen durch die Presse in öffentlicher Sit-
zung sind grundsätzlich zugelassen, soweit dem nicht ein Viertel aller 
Bürgerschaftsmitglieder in geheimer Abstimmung widerspricht. Jedes 
Mitglied der Bürgerschaft hat das Recht, der Aufzeichnung seiner 
Redebeiträge zu widersprechen, sofern dies nicht nur für die Erstel-
lung der Niederschrift erfolgt.  
 

§ 7  Anfragen 
(§ 34 Abs. 4 KV M-V) 

(1) Jedes Mitglied der Bürgerschaft kann Anfragen über das Büro des 
Präsidenten an die Verwaltung stellen.  
Die Anfragen sollen kurz gefasst sein und dürfen sich jeweils nur auf 
eine Angelegenheit beziehen. Sie werden vom Oberbürgermeister 
oder dem zuständigen Dezernenten beantwortet.  
(2) Jedes Mitglied der Bürgerschaft kann eine Kleine Anfrage an den 
Oberbürgermeister stellen. Sie muss spätestens neun Kalendertage 
vor der Sitzung bis 9:00 Uhr  beim Präsidenten vorliegen. Der Frage 
soll eine Begründung folgen. Nach der Beantwortung kann eine Zu-
satzfrage gestellt werden. Eine Aussprache findet nur statt, wenn dies 
auf Antrag des Einreichers, einer Fraktion oder einem Viertel der Mit-
glieder der Bürgerschaft mit Mehrheit beschlossen wurde.  
Die Redezeit beträgt dann fünf Minuten. 
(3) Große Anfragen können von Fraktionen oder einem Viertel der 
Mitglieder der Bürgerschaft zu Fragen von besonderer Bedeutung 
gestellt werden. Sie sind vier Wochen vor der Sitzung beim Präsiden-
ten einzureichen. Zu Großen Anfragen findet eine Aussprache statt. 
(4) Sachanträge sind bei Anfragen nicht zulässig. 
(5) Der Präsident entscheidet über die Zulässigkeit von Anfragen.  

§ 8  Eröffnung und Beschlussfähigkeit 
(§ 30 KV M-V) 

(§ 6 Abs. 1 Hauptsatzung) 
(1) Der Präsident eröffnet die Sitzung, stellt die ordnungsgemäße La-
dung aller Bürgerschaftsmitglieder, die Anwesenheit und die Be-
schlussfähigkeit fest (§ 30 Abs. 1 Satz 3 KV M-V). 
(2) Die Bürgerschaft ist beschlussfähig, wenn neben der Feststellung 
der ordnungsgemäßen Ladung mehr als die Hälfte der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder der Bürgerschaft anwesend ist.  
Der Präsident stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest. 
Die Bürgerschaft gilt solange als beschlussfähig, bis der Präsident auf 
Antrag die Beschlussunfähigkeit feststellt.  
Der Präsident muss die Beschlussunfähigkeit auch ohne Antrag fest-
stellen, wenn weniger als ein Drittel der gesetzlichen Zahl der Mitglie-
der der Bürgerschaft anwesend ist (§ 30 Abs. 1 KV M-V). 
(3) Zur Feststellung der Beschlussfähigkeit vermindert sich die ge-
setzliche Zahl der Mitglieder der Bürgerschaft um die Zahl der nach § 
24 KV M-V ausgeschlossenen Mitglieder der Bürgerschaft. Ist mehr 
als die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Bürgerschaft 
ausgeschlossen, ist die Bürgerschaft beschlussfähig, wenn mehr als 
ein Drittel aller Bürgerschaftsmitglieder anwesend sind (§ 30 Abs. 2 
KV M-V). 
(4) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit der Bürger-
schaft zurückgestellt worden und wird die Bürgerschaft zur Verhand-
lung über denselben Gegenstand zum zweiten Mal einberufen, so ist 
die Bürgerschaft für diese Angelegenheit gemäß § 30 Abs. 3 KV M-V 
beschlussfähig, wenn mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder 
der Bürgerschaft anwesend sind. Bei der zweiten Ladung muss auf 
diese Vorschrift hingewiesen werden (§ 30 Abs. 3 KV M-V). 
 

§ 9  Reihenfolge der Tagesordnung 
Vorbehaltlich eines abweichenden Beschlusses im Einzelfall werden 
die Tagesordnungspunkte in folgender Reihenfolge behandelt: 
1.  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen La-
dung sowie der Zahl der anwesenden Bürgerschaftsmitglieder und 
der Beschlussfähigkeit; 
2.   Änderungsanträge zur Tagesordnung; 
3.  Beschlussfassung über die Tagesordnung und Eintritt in die Ta-
gesordnung; 
4.   Billigung der Niederschrift der vorhergehenden Sitzung; 
5.   Mitteilungen des Präsidenten; 
6. Bericht des Oberbürgermeisters, insbesondere Bericht über 
Hauptausschussbeschlüsse; 
7.   Anfragen; 
8.   Einwohnerfragestunde; 
9.   Anträge; 
10. Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptaus-
schusses und des Oberbürgermeisters; 
11.  Behandlung der unerledigten Punkte der letzten Tagesordnung; 
12.  Behandlung der Vorlagen; 
13.  Verschiedenes; 
14.  Ausschluss der Öffentlichkeit, Eintritt in den nichtöffentlichen Teil; 
15.  Behandlung der nichtöffentlichen Angelegenheiten; 
16.  Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der Er-
gebnisse aus dem nichtöffentlichen Teil; 
17. Schluss der Sitzung. 

    
§ 10  Abwicklung der Tagesordnung 

(1) Die Behandlung in der Bürgerschaft richtet sich nach der Reihen-
folge der Tagesordnungspunkte. 
(2) Die Reihenfolge der Tagesordnung kann geändert werden: 
1. vom Präsidenten, wenn kein Mitglied der Bürgerschaft wider- 
spricht, 
2. durch Beschluss der Bürgerschaft. 
(3) Die Bürgerschaft kann einzelne Punkte von der Tagesordnung 
absetzen, nachdem der Antragsteller Gelegenheit gehabt hat, seinen 
Sachantrag in längstens fünf Minuten zu begründen. 
(4) Ist eine Sitzung vier Stunden nach ihrem Beginn nicht beendet, so 
beschließt die Bürgerschaft darüber, ob sie fortgesetzt oder vertagt 
wird.  
Spricht sich nicht die Mehrheit aller Mitglieder für eine Vertagung aus, 
wird die Sitzung fortgesetzt. 
(5) Der Einreicher von Vorlagen bzw. der Einreicher von Anträgen 
kann bis zur Beschlussfassung über die Tagesordnung seine Vorlage 
bzw. Antrag zurückziehen. Stellt in diesem Fall ein anderes Mitglied 
der Bürgerschaft oder der Oberbürgermeister einen gleichlautenden 
Antrag, so gilt dieser als rechtzeitig gestellt. 
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§ 11  Dringlichkeitsanträge 
(§ 29 KV M-V) 

(1) Die Bürgerschaft kann die Tagesordnung um keinen Aufschub 
duldende besonders dringende Angelegenheiten erweitern. Der Be-
schluss bedarf der Mehrheit aller Mitglieder der Bürgerschaft. 
(2) Dringlichkeitsanträge können bis zur Beschlussfassung über die 
Tagesordnung eingebracht werden; sie müssen schriftlich oder münd-
lich zur Niederschrift gestellt werden. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
gibt der Präsident den Antrag bekannt; der Antrag soll allen vorliegen.  
Die Dringlichkeit des Antrages ist zu begründen; je ein Vertreter der 
Fraktionen sowie die fraktionslosen Mitglieder haben die Möglichkeit, 
zur Dringlichkeit des Antrages zu sprechen.  
Die Ausführungen dürfen jeweils höchstens fünf Minuten dauern. Da-
nach wird ohne Aussprache über die beantragte Erweiterung der Ta-
gesordnung abgestimmt. Antragsteller kann auch der Oberbürger-
meister sein. 
 

§ 12  Ausschließungsgründe 
(§ 24 KV M-V) 

(1) Wer annehmen muss, nach § 24 KV M-V von der Beratung und 
Entscheidung einer Angelegenheit ausgeschlossen zu sein, hat dies 
dem Präsidenten vor Beginn der Sitzung unaufgefordert anzuzeigen, 
spätestens jedoch mit Aufrufen des Tagesordnungspunktes zu dieser 
Angelegenheit. 
(2) Ob ein Mitglied der Bürgerschaft ausgeschlossen ist, entscheidet 
im Zweifelsfall die Bürgerschaft in nichtöffentlicher Sitzung nach An-
hörung der betroffenen Person. Das Mitglied der Bürgerschaft darf bei 
der Beratung und Entscheidung über seine Ausschließung nicht an-
wesend sein.  
(3) Wer von der Beratung und Entscheidung einer Angelegenheit 
ausgeschlossen ist, hat bei der Beratung und Entscheidung der An-
gelegenheit den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer öffentlichen 
Sitzung kann er sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sit-
zungsraumes aufhalten (§ 24 Abs. 3 KV M-V). 
(4) Angehörige im Sinne der §§ 24 Abs. 1 Nr. 1 KV M-V, 20 Abs. 5 
VwVfG sind abschließend 

1. der Verlobte (vgl. § 52 StPO); 
2. der Ehegatte; 
3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie (Eltern, Schwie-
gereltern, Kinder, nichteheliche Kinder); 
4. Geschwister; 
5. Kinder der Geschwister (Neffen und Nichten); 
6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten; 
7. Geschwister der Eltern (Onkel und Tanten); 
8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pfle-
geverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind 
miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder). 

Als Angehörige gelten die in Satz 1 aufgeführten Personen auch 
dann, wenn 

1. in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung be-
gründende Ehe nicht mehr besteht; 
2. in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft durch Annahme als Kind erloschen ist; 
3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft nicht 
mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind 
miteinander verbunden sind. 

 
§ 13  Wortmeldung und Worterteilung 

(§ 29 KV M-V) 
(1) Der Präsident erteilt den Mitgliedern der Bürgerschaft das Wort in 
der Reihenfolge der Meldungen. Die Redezeit soll fünf Minuten nicht 
überschreiten.  
(2) Der Oberbürgermeister ist jederzeit berechtigt, zu einem Punkt der 
Tagesordnung Stellung zu nehmen. Er erhält das Wort unbeschadet 
der Reihenfolge der Meldungen als nächster Redner. In Angelegen-
heit ihrer Sachgebiete kann den Dezernenten die Möglichkeit zur 
Stellungnahmen eingeräumt werden. 
Das Wort zum Vortrag oder zur Auskunftserteilung kann vom Ober-
bürgermeister oder den Dezernenten an städtische Bedienstete wei-
tergegeben werden. 
(3) Bei der Beratung von Anträgen gebührt dem Antragsteller das 
letzte Wort. 
(4) Der Präsident kann jederzeit das Wort zu sitzungsleitenden Aus-
führungen nehmen. Zur Sache kann sich der Präsident dann äußern, 
wenn er zuvor die Sitzungsleitung an seinen Stellvertreter abgegeben 
hat. 
(5) Unbeschadet von Abs. 1 Satz 2 kann die Bürgerschaft beschlie-

ßen, dass für einzelne Punkte der Tagesordnung die Redezeit be-
grenzt wird. 
(6) Ist über eine Angelegenheit entschieden, darf dazu das Wort in 
derselben Sitzung nicht mehr erteilt werden. 
 

§ 14  Persönliche Bemerkungen 
(1) Das Wort zu einer persönlichen Bemerkung wird erst nach 
Schluss der Beratung oder erst nach Beschlussfassung in der Ange-
legenheit erteilt. Wird die Beratung vertagt, so können persönliche 
Bemerkungen erst unmittelbar nach beschlossener Vertagung vorge-
tragen werden. 
(2) Der Redner darf mit einer persönlichen Bemerkung nur eigene 
Ausführungen richtig stellen oder Angriffe gegen seine Person zu-
rückweisen. Auf § 24 Abs. 2 Geschäftsordnung wird hingewiesen. 
(3) Eine Aussprache findet nicht statt. 
 

§ 15  Anträge zur Geschäftsordnung 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung dürfen sich nur auf das Verfahren 
der Behandlung des Beratungsgegenstandes, nicht auf die Sache 
beziehen. Das Wort zur Geschäftsordnung muss nach Abschluss des 
laufenden Redebeitrages gegeben werden. Der Wunsch nach Wort-
erteilung dazu wird durch gleichzeitiges Heben beider Hände ange-
zeigt. 
(2) Zu den Anträgen zur Geschäftsordnung gehören insbesondere 

1.    Antrag auf Änderung der Reihenfolge der Tagesordnung; 
2.    Antrag auf Absetzen eines Tagesordnungspunktes; 
3.    Antrag auf Vertagung; 
4.    Antrag auf Ausschussüberweisung; 
5.    Antrag auf Übergang zur Tagesordnung; 
6.    Antrag auf Redezeitbegrenzung; 
7.    Antrag auf Schluss der Rednerliste; 
8.    Antrag auf Schluss der Aussprache; 
9.    Antrag auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung; 
10.  Antrag auf namentliche Abstimmung; 
11.  sonstige Anträge zum Abstimmungsablauf; 
12.  Antrag auf geheime Wahl. 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung gehen Sachanträgen vor. Sind 
mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gestellt, so wird zuerst über 
den Antrag abgestimmt, der am weitesten geht. Bei einem Antrag auf 
Redezeitbegrenzung hat der Präsident vor der Abstimmung die be-
reits vorliegenden und damit nicht unter die Redezeitbegrenzung fal-
lenden Wortmeldungen bekannt zu geben. 
(4) Anträge zur Geschäftsordnung nach den Ziffern 6, 7 und 8 des 
Abs. 2  dürfen nur von Mitgliedern gestellt werden, die sich nicht be-
reits zur Sache geäußert haben. 
(5) Über Geschäftsordnungsanträge darf erst abgestimmt werden, 
wenn je ein Mitglied jeder Fraktion und die fraktionslosen Mitglieder 
der Bürgerschaft Gelegenheit hatten, zum Antrag zu sprechen. 
(6) Bei Überweisung zur Beratung in Fachausschüsse ist der feder-
führende Ausschuss zu benennen. 
 

§ 16  Schlussanträge 
(1) Über einen Schlussantrag (Antrag auf Schluss der Rednerliste 
oder Antrag auf Schluss der Aussprache) darf erst abgestimmt wer-
den, wenn mindestens ein Mitglied jeder Fraktion und die fraktionslo-
sen Mitglieder der Bürgerschaft Gelegenheit hatten, zur Sache zu 
sprechen. 
(2) Durch einen Schlussantrag wird die Aussprache, nachdem der 
Redner seine Ausführungen beendet hat, unterbrochen. Der Präsi-
dent darf nach Bekanntgabe der Rednerliste nur je einem Vertreter 
der Fraktionen und den fraktionslosen Mitgliedern der Bürgerschaft 
das Wort zum Schlussantrag erteilen. Die Redezeit hierfür ist auf je 
fünf Minuten beschränkt.  
Anschließend wird über den Schlussantrag abgestimmt. 
(3) Wird ein Antrag auf Schluss der Rednerliste angenommen, so 
kommt nur noch zu Wort, wer auf der Rednerliste steht. 
(4) Wird ein Antrag auf Schluss der Aussprache angenommen, so 
wird über den Sachantrag sofort abgestimmt. 
(5) Ein erneuter Schlussantrag in der Beratung zur selben Angele-
genheit ist zulässig. 
 

§ 17  Erweiterungs- und Änderungsanträge 
(1) Bei Erweiterungs- und Änderungsanträgen ist zunächst über den 
Erweiterungs- oder Änderungsantrag zu beschließen. Liegen mehrere 
Erweiterungs- oder Änderungsanträge vor, so wird zuerst über denje-
nigen Antrag beschlossen, der am weitesten von dem ursprünglichen 
Antrag abweicht.  
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(2) Über Anträge auf Verweisung an einen Ausschuss und über Ab-
setzungsanträge wird zuerst abgestimmt. 
 

§ 18  Vorbereitung der Abstimmung 
(§ 31 KV M-V) 

(1) Über Erweiterungs- und Ergänzungsanträge kann nur abgestimmt 
werden, wenn sie vorher schriftlich festgelegt oder mündlich zur Nie-
derschrift erklärt worden sind. 
(2) Anträge, durch die der Stadt Mehrausgaben oder Mindereinnah-
men entstehen, müssen bestimmen, wie die zu ihrer Deckung erfor-
derlichen Mittel aufzubringen sind; die Haushaltsstelle ist zu benen-
nen (§ 31 Abs. 2 Satz 2 KV M-V). 
(3) Der Präsident stellt die zur Abstimmung stehende Frage so, dass 
sie sich mit "Ja" oder "Nein" beantworten lässt. Er hat zu fragen, ob 
dem Beschlussvorschlag zugestimmt wird. 
(4) Der Beschlussvorschlag ist auf Verlangen unmittelbar vor der Ab-
stimmung zu verlesen. 
 

§ 19  Abstimmung 
(§ 31 KV M-V) 

(1) Beschlüsse werden, soweit nicht das Gesetz etwas anderes vor-
sieht, mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei der Berechnung der Stim-
menmehrheit zählen nur die Ja- und Nein-Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit ist ein Beschlussvorschlag abgelehnt.  
(2) Es wird offen mit Stimmkarte abgestimmt. Auf Verlangen eines 
Viertels aller Bürgerschaftsmitglieder oder einer Fraktion ist nament-
lich abzustimmen. 
(3) Es ist festzustellen, 
  

1. wie viele Mitglieder der Bürgerschaft dem Beschlussvorschlag 
zustimmen,  
2. wie viele Mitglieder der Bürgerschaft den Beschlussvorschlag 
ablehnen, 
3. wie viele Mitglieder der Bürgerschaft sich der Stimme enthal-
ten. 

(4) Hält der Präsident nach Rücksprache mit der Protokollführung das 
Ergebnis für zweifelhaft oder wird das Abstimmungsergebnis von ei-
nem Mitglied der Bürgerschaft angezweifelt, so ist die Abstimmung zu 
wiederholen. 
 

§ 20  Wahlen 
(§ 32 KV M-V; § 8 Hauptsatzung) 

(1) Wahlen sind Beschlüsse, die durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung als Wahlen bezeichnet werden. Ein Mitwirkungsverbot gilt nicht 
(§ 24 Abs. 2 Nr. 2 KV M-V).  
(2) Für Wahlen und Bestellungen, die laut Gesetz oder Hauptsatzung 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl erfolgen, gilt das Höchst-
zahlverfahren nach d`Hondt. Danach wird das Sitzverhältnis zwischen 
den Fraktionen bzw. Zählgemeinschaften dadurch ermittelt, dass die 
Stimmzahlen, die auf die einzelnen Wahlvorschläge (Listen) insge-
samt entfallen, der Reihe nach durch 1,2,3,4,5 usf. dividiert werden. 
Die Ergebnisse dieser Division, die sog. Höchstzahlen, bestimmen 
die Sitzverteilung, indem den Wahlvorschlägen (Listen) die zu verge-
benden Sitze nach ihrer Rangfolge, beginnend mit der größten Zahl, 
zugeordnet werden. 
Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los immer dann, wenn 
eine Minderzahl an noch zu besetzenden Wahlstellen offen ist. Erhält 
bei der Abstimmung ein Wahlvorschlag (Liste) so wenig Stimmen, 
dass darauf kein Sitz entfällt, so bleibt die Fraktion bzw. Zählgemein-
schaft, die diesen Wahlvorschlag (Liste) eingereicht hat, mit ihren 
Vorschlägen unberücksichtigt. 
(3) Gewählt wird mit Stimmkarte; auf Antrag eines Mitgliedes der Bür-
gerschaft geheim mit Stimmzettel. 
(4) Soweit die Bürgerschaft nichts anderes beschließt, nimmt das 
Präsidium die Aufgaben des Wahlausschusses wahr. Der Wahlaus-
schuss verteilt an jedes Mitglied der Bürgerschaft einen unbeschrie-
benen gleichen Zettel. Der Präsident gibt bekannt, in welcher Form 
die Stimmzettel zu benutzen sind.  
Zusätzliche Vermerke machen den Stimmzettel ungültig. Nach der 
Stimmabgabe sammelt der Wahlausschuss die Stimmzettel wieder 
ein, zählt sie aus und nennt das Ergebnis dem Präsidenten. 
(5) Gewählt ist, wenn das Gesetz nichts anderes vorsieht, wer die 
meisten Stimmen erhält (§ 32 Abs. 1 Satz 2 KV M-V). Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los, das der Präsident zieht (§ 32 Abs. 1 
Satz 3 KV M-V). Zur Vorbereitung der Losentscheidung wird ein 
Wahlausschuss nach Absatz 4 gebildet. Im Übrigen gilt Absatz 2 ent-
sprechend. 
 

(6) Der Präsident gibt das Wahlergebnis bekannt. 
(7) Die Stimmzettel sind nach Beendigung der Wahl gebündelt, ver-
schlossen und versiegelt drei Monate, mindestens bis zur endgültigen 
Beschlussfassung über die Niederschrift aufzubewahren und danach 
zu vernichten, soweit gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen. 
(8) Für Abberufungen wird auf § 32 Abs. 3 bis 5 KV M-V verwiesen. 
 

§ 21  Stimmenthaltung 
(§§ 31, 32 KV M-V) 

(1) Jedes Mitglied der Bürgerschaft kann sich bei Abstimmung und 
Wahlen der Stimme enthalten.  
(2)  Der Stimme enthält sich, wer 

1. bei einer Abstimmung weder mit "Ja" noch mit "Nein" stimmt 
oder 
2. bei einer Wahl für keinen Wahlvorschlag stimmt. 

(3)  Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen sind unbeachtlich  
(§ 31 Abs. 1 Satz 3 KV M-V). 
 

§ 22  Ordnung und Hausrecht 
(§ 29 Abs. 1 KV M-V) 

(1) Der Präsident sorgt in der Sitzung der Bürgerschaft für Ordnung 
und übt im Sitzungssaal und in den für die Bürgerschaft bestimmten 
Nebenräumen das Hausrecht aus; er eröffnet, leitet und schließt die 
Sitzungen. Er hat die Würde und die Rechte der Bürgerschaft und je-
des einzelnen Mitgliedes zu wahren und deren Arbeit zu fördern. Er 
leitet die Verhandlungen gerecht und unparteiisch. 
(2) Wenn der Präsident verhindert ist, wird er durch seinen ersten 
Stellvertreter vertreten. Für die Stellvertretung durch den zweiten 
Stellvertreter gilt dasselbe.  
Der Präsident kann auch während der Sitzung die Sitzungsleitung 
übergeben. 
 

§ 23  Ruf zur Sache 
Der Präsident kann jeden Redner unterbrechen, um ihn auf die Ge-
schäftsordnung aufmerksam zu machen oder ihn zur Sache rufen, 
wenn er von der zur Beratung stehenden Angelegenheit abschweift 
oder sich in seinen Ausführungen wiederholt. 
 

§ 24  Ruf zur Ordnung 
(§ 29 Abs. 1 KV M-V) 

(1) Der Präsident kann Mitglieder der Bürgerschaft und andere Anwe-
sende bei grober Ungebühr oder Verstoß gegen das Gesetz oder die 
Geschäftsordnung zur Ordnung rufen. 
(2) Auf Äußerungen, zu denen der Präsident einen Ordnungsruf erteilt 
hat, darf von dem Mitglied der Bürgerschaft und den folgenden Red-
nern nicht wieder eingegangen werden. 
 

§ 25  Entziehung des Wortes 
(§ 29 Abs. 1 KV M-V) 

(1) Ist ein Redner bei derselben Angelegenheit zweimal zur Sache 
oder zur Ordnung gerufen worden, so kann ihm der Präsident beim 
dritten Anlass das Wort entziehen.  
Beim zweiten Ruf zur Sache oder zur Ordnung muss der Präsident 
auf diese Folge hinweisen. 
(2) Ist einem Mitglied der Bürgerschaft das Wort entzogen worden, so 
darf es ihm zu demselben Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt 
werden. 
 

§ 26  Ausschluss aus Sitzungen 
( § 29 Abs. 1 KV M-V) 

(1) Hat der Präsident ein Mitglied der Bürgerschaft in einer Sitzung 
dreimal zur Ordnung gerufen, so kann er es von der Sitzung aus-
schließen. 
(2) Das ausgeschlossene Mitglied der Bürgerschaft  hat den Sit-
zungssaal sofort zu verlassen. Kommt es der Aufforderung des Prä-
sidenten hierzu nicht nach, so hat der Präsident die Sitzung zu unter-
brechen oder zu vertagen. 
 

§ 27  Ausschluss von Zuhörern 
(§ 29 Abs. 1 KV M-V) 

(1) Der Präsident kann Zuhörer, die trotz Verwarnung weiterhin den 
Ablauf der Sitzung stören, aus dem Sitzungssaal weisen. 
(2) Bei störender Unruhe kann der Präsident die Sitzung bis zu 15 
Minuten unterbrechen.  
Lässt sich die Ordnung in der Sitzung nicht wiederherstellen, kann 
der Präsident die Sitzung aufheben. 
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§ 28  Unterbrechung, Vertagung und Aufhebung der Sitzung 
(§ 29 Abs. 1 KV M-V) 

(1) Der Präsident kann die Sitzung unterbrechen, wenn sie durch Un-
ruhe gestört wird oder seine Anordnungen zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung wiederholt nicht befolgt werden. 
(2) Die Sitzung gilt als unterbrochen, wenn der Präsident seinen Platz 
verlässt, ohne die Leitung der Verhandlung seinen Stellvertretern zu 
übertragen. 
(3) Aus den in Absatz 1 genannten Gründen kann der Präsident nach 
Anhörung des Präsidiums die Sitzung vertagen oder aufheben. 
(4) Eine Unterbrechung hat auf Antrag einer Fraktion oder einem 
Viertel der Mitglieder der Bürgerschaft zu erfolgen. Diese Unterbre-
chung muss im Zusammenhang mit der Bürgerschaftssitzung stehen. 
 

§ 29  Protokollführung 
(§ 29 Abs. 8 KV M-V) 

(1) Über jede Sitzung der Bürgerschaft ist eine Niederschrift aufzu-
nehmen. Die Niederschrift muss enthalten: 

1.  den Ort und den Tag der Sitzung sowie die Zeit des Beginns, 
sowie die Dauer von Unterbrechungen und das Ende;  

 2.  Namen 
a) des Präsidenten bzw. des sitzungsleitenden Präsidiumsmit-
gliedes, 

 b) der übrigen anwesenden Mitglieder der Bürgerschaft, 
c) derjenigen Mitglieder der Bürgerschaft, die nach § 24 KV M-V 
bei der Beratung und Entscheidung bestimmter Angelegenheiten 
nicht anwesend sind; 

 d) der Protokollführer. 
 3. die Tagesordnung; 

4. die gesetzlich erforderlichen Feststellungen des Präsidenten, 
Mitteilungen des Präsidenten, Mitteilungen des Oberbürgermeis-
ters; 

 5. den Wortlaut der Beschlussvorschläge und Beschlüsse; 
6. das Ergebnis der Abstimmungen, wobei ggf. das Erfordernis 
einer qualifizierten Mehrheit anzugeben ist; 
7. den Verfahrensablauf im Übrigen, insbesondere Angaben 
über 
a) die Feststellung der Beschlussfähigkeit und Beschlussunfä-
higkeit, 

 b) den Ausschluss und die Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 
 c) die Form, in der Wahlen vorgenommen werden, 

d) Ordnungsmaßnahmen (Ruf zur Sache, Ruf zur Ordnung, 
Wortentziehung, Ausschluss von Mitgliedern der Bürgerschaft, 
Ausschluss von Zuhörern), 

 e) Unterbrechung, Vertagung und Aufhebung der Sitzung; 
8. eine kurze Darstellung der unterschiedlichen Standpunkte der 
Fraktionen sowie von Mitgliedern der Bürgerschaft, sofern letzte-
re dies beantragen; 
9. den Wortlaut von Anfragen und den Inhalt der Antworten, 
wenn der Fragesteller nicht auf die Protokollierung verzichtet; 
10. den Wortlaut ausdrücklich zur Niederschrift gegebener eige-
ner Erklärungen und Äußerungen anderer Personen. 

(2) Die Niederschrift ist vom Präsidenten, einem weiteren Mitglied des 
Präsidiums und dem Protokollführer, bei dessen zeitweiliger Vertre-
tung von sämtlichen Protokollführern, zu unterzeichnen. Sie soll bin-
nen der auf die Sitzung folgenden Woche ausgefertigt sein. Sie hat 
spätestens mit der Einladung zur folgenden Sitzung an die Ge-
schäftsstellen der Fraktionen sowie an die Einzelmitglieder der Bür-
gerschaft in einer Ausfertigung zuzugehen. 
(3) Die Niederschrift hat dem Oberbürgermeister so rechtzeitig zuzu-
gehen, dass dieser in der Lage ist, gegebenenfalls von seinem Recht 
aus § 33 KV M-V innerhalb der gesetzlichen Ausschlussfrist Ge-
brauch zu machen. 
(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Büro des Präsi-
denten schriftlich vor deren Bestätigung zuzuleiten. Über Einwendun-
gen gegen die Niederschrift entscheidet die Bürgerschaft mit der 
Mehrheit aller Mitglieder, in der Regel zu Beginn der folgenden Sit-
zung. 
 

§ 30  Sitzungsniederschrift 
(§ 29 Abs. 8 KV M-V) 

(1) Die Protokollführung und die Anfertigung der Niederschrift erfol-
gen durch das Büro des Präsidenten.  
(2) Über den Verlauf der Bürgerschaftssitzung wird eine Tonaufzeich-
nung zur Unterstützung der Protokollführung gefertigt. 
(3) Die Tonaufzeichnungen sind im Büro des Präsidenten aufzube-
wahren. 

(4) Die Mitglieder der Bürgerschaft und die Protokollführung sind berechtigt, die 
Tonbandaufzeichnungen in den Räumen des Büros des Präsidenten abzuhö-
ren. 
(5) Drei Wochen nach Bestätigung der Niederschrift durch die Mitglieder der 
Bürgerschaft wird das Tonband gelöscht. 
 

§ 31  Ausschüsse 
(§§ 35, 36 KV M-V) 

(§§ 9 bis 11 Hauptsatzung) 
(1) Die Sitzungen der Ausschüsse sind öffentlich, soweit gesetzlich nichts ande-
res vorgeschrieben ist (§ 36 Abs. 5 Satz 2 KV M-V). 
(2) Die Beratungen der Ausschüsse sind für den nichtöffentlichen Teil vertrau-
lich. Das gilt für die Ausführungen der Sitzungsteilnehmer, das Abstimmungs-
verhalten der Ausschussmitglieder und für das zahlenmäßige Abstimmungser-
gebnis. Auf die Verschwiegenheitspflicht (§ 23 Abs. 6 KV M-V) sowie die Pflich-
ten aus § 36 Abs. 4 Satz 3 und auf § 172 KV M-V wird ausdrücklich hingewie-
sen. 
(3) Die Ausschüsse können beschließen, Sachverständige sowie von dem Ge-
genstand der Beratung betroffene Einwohner anzuhören.  
(4) Für die Sitzungen der Ausschüsse gilt sinngemäß die Geschäftsordnung der 
Bürgerschaft. Die Tagesordnung, Beschlüsse, Vorlagen und Niederschriften der 
Ausschüsse werden den Fraktionen, dem Büro des Präsidenten und dem 
Oberbürgermeister zugeleitet. 
 

§ 32  Ausschussvorsitzende 
(§§ 35, 36 KV M-V) 

(1) Jedem Ausschuss sitzt ein Ausschussvorsitzender vor. Er soll Mitglied der 
Bürgerschaft sein. 
(2) Aufgabe der Ausschussvorsitzenden ist es, 
 1. die Tagesordnung der Ausschusssitzungen festzusetzen, 
 2. den Ausschuss einzuberufen, 

3. die der Bürgerschaft nicht angehörenden Ausschussmitglieder durch 
Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu ver-
pflichten und in ihr Amt einzuführen, 

 4. die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festzustellen, 
 5. die Beratungen des Ausschusses zu leiten, 

6. bei Wahlen durch den Ausschuss im Falle der Stimmengleichheit  das Los 
zu ziehen, 
7. in den Sitzungen des Ausschusses die Ordnung zu handhaben und das 
Hausrecht auszuüben, 
8. die Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses mit zu unterzeichnen. 

(3) Der Ausschussvorsitzende trägt bei Bedarf die Meinung seines Ausschus-
ses zu Anträgen und Vorlagen, die das Aufgabengebiet seines Ausschusses 
betreffen, in der Bürgerschaft vor. 
 

§ 33  Auslegung der Geschäftsordnung 
(§ 29 Abs. 1 KV M-V) 

Zweifelsfragen über die Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet der Prä-
sident. In den Ausschüssen entscheidet der Ausschussvorsitzende, gegen des-
sen Entscheidung kann der Präsident in grundsätzlichen Fragen angerufen 
werden.  
 

§ 34  Abweichung von der Geschäftsordnung 
(1) Von der Geschäftsordnung kann im Einzelnen dann abgewichen werden, 
wenn kein Mitglied der Bürgerschaft widerspricht. 
(2) Von der Geschäftsordnung darf nicht abgewichen werden, wenn die KV M-V oder 
andere gesetzliche Vorschriften dem entgegenstehen. 
 

§ 35  Inkrafttreten 
(1) Die Geschäftsordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung für die Bürgerschaft der Hansestadt 
Stralsund vom 22.06.1995, zuletzt geändert durch den Beschluss vom 
03.12.2009 außer Kraft. 
 
Stralsund, 21.12.2011 
             
  
 

 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung  
Neufassung der Geschäftsordnung 

der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund  
Beschluss-Nr. 2011-V-11-0612 vom 08.12.2011  

 

Die vorstehende Neufassung der Geschäftsordnung der Bürgerschaft der 
Hansestadt Stralsund wird hiermit bekannt gemacht.  
 
Stralsund, 21.12.2011 
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Ungültigkeit eines großen Dienstsiegels 
der Hansestadt Stralsund 

 

Das große Dienstsiegel trägt die Umschrift „HANSESTADT STRAL-
SUND“. Der Durchmesser des Dienstsiegels beträgt 3,5 Zentimeter. 
Im Siegel ist das Wappen der Hansestadt Stralsund („In einem goti-
schen Schild ein aufrecht gestellter Pfeil, bestehend aus Schafthülle 
und den beiden Flügeln, mit einem Tatzenkreuz darüber.“) abgebildet; 
darunter befindet sich die Unterscheidungszahl „108“. 
 
Stralsund, 13.01.2012 
 
gez. Lange 
 
 
 
 
Hansestadt Stralsund              Stralsund, 29.12.2011 
Die Gemeindewahlleiterin 
 

Mitteilung der Gemeindewahlleiterin 
 

Das Mitglied der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund, Herr Hans-
Walter Westphal, hat sein Mandat niedergelegt. 
Der Sitz geht gemäß Feststellung der Reihenfolge der Ersatzperso-
nen in den einzelnen Wahlbereichen auf Frau Friz Fischer über. 
 
gez. Lange 
 
 
 

Jahresabschluss 2010 
gemäß § 14 Absatz 5 Kommunalprüfungsgesetz 

Bekanntmachung der Wohlfahrtseinrichtungen 
der Hansestadt Stralsund gemeinnützige GmbH 

 
I. Der Jahresabschluss 2010 der Wohlfahrtseinrichtungen der Han-

sestadt Stralsund gemeinnützige GmbH wurde durch die Baltic 
Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH, Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Zweigniederlassung Kiel, Markt 1, 24103 Kiel geprüft 
und am 15. April 2011 mit folgendem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk versehen: 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht der Wohlfahrtseinrichtungen der 
Hansestadt Stralsund gemeinnützige GmbH, Stralsund, für das 
Geschäftsjahr vom 01. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2010 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten, den Vorschriften der Pflege-Buchführungsverordnung (PBV) 
(und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags) 
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesell-
schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnis-
se über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
rollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrags und vermittelt unter Beobachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar. 

  
II. Die Gesellschafterversammlung der Wohlfahrteinrichtungen der 

Hansestadt Stralsund gemeinnützige GmbH hat am 30. November 
2011 folgenden Beschluss gefasst: 

 
WE-G-B-03/2011 
 
Die Hansestadt Stralsund ist die alleinige Gesellschafterin der im 
Handelsregister des Amtsgerichtes Stralsund unter HRB 3651 ein-
getragenen Gesellschaft. 
In den Diensträumen des Vertreters der Hansestadt Stralsund in 
der Gesellschafterversammlung der Wohlfahrtseinrichtungen der 
Hansestadt Stralsund gemeinnützige GmbH, Oberbürgermeister 
Herr Dr. Alexander Badrow, wird unter Verzicht auf Form und Frist 
eine Gesellschafterversammlung abgehalten.  
 
Teilnehmer: Oberbürgermeister Herr Dr. Alexander Badrow 
 
Hiermit wird unter Verzicht auf Form und Frist eine Gesellschafter-
versammlung abgehalten und wie folgt auf der Grundlage des Be-
schlusses des Hauptausschusses der Bürgerschaft der Hansestadt 
Stralsund, Beschlussnummer H-2011-V-11-0202, Folgendes be-
schlossen: 
1. Die Geschäftsführerin nimmt an der Gesellschafterversamm-

lung nicht teil. 
2. Der durch die Baltic Revisions- und Treuhand GmbH, Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, geprüfte mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss 
für das Geschäftsjahr 2010 mit einem Jahresfehlbetrag in 
Höhe von 1.730.529,73 Euro und einer Bilanzsumme in Höhe 
von 27.954.357,52 Euro wird festgestellt. 

3. Dem Vorschlag der Geschäftsführung und der Empfehlung 
des Verwaltungsrates zur Ergebnisverwendung  wird gefolgt: 

 Die erfolgte Ausbuchung des Restbuchwertes in Höhe von 
1.336.182,55 € des Pflegeheims „Käthe Kern“ wird durch Ent-
nahme aus der Gewinnrücklage erfolgsneutral gebucht, die 
erfolgte Ausbuchung des Restbuchwertes in Höhe von 
601.925,25 € des Pflegeheims „Franziska Tiburtius“ wird 
durch Entnahme aus der Kapitalrücklage erfolgsneutral ge-
bucht und der dann verbleibende Bilanzgewinn für das Wirt-
schaftsjahr 2010 in Höhe von 207.578,07 € wird auf neue 
Rechnung vorgetragen wird. Der Geschäftsführerin, Frau 
Schwanz, wird Entlastung für das Geschäftsjahr 2010 erteilt. 

4. Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden für das Ge-
schäftsjahr 2010 entlastet. 

5. Die Baltic Audit GmbH mit 100prozentiger Beteiligung der Re-
visions- und Treuhand GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, wird mit der Prüfung des Lageberichtes und Jahresab-
schlusses 2011 beauftragt. 

 
III. Der Jahresabschluss 2010 und der Lagebericht werden vom Zeit-

punkt der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an für sieben 
Tage in den Geschäftsräumen der Wohlfahrteinrichtungen der 
Hansestadt Stralsund gemeinnütziger GmbH, Grünhufer Bogen 1a, 
18437 Stralsund, öffentlich ausgelegt. 

 
Stralsund, 03.01.2012 
 
Wohlfahrtseinrichtungen 
der Hansestadt Stralsund  
gemeinnützige GmbH 
 
gez. Sabine Schwanz 
Geschäftsführerin 
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Jahresabschlüsse 2009 und 2010 
gemäß § 14 Absatz 5 Kommunalprüfungsgesetz 

Bekanntmachung des Eigenbetriebes Städti-
scher Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund 
 
I. Die Jahresabschlüsse 2009 und 2010 des Eigenbetriebes Städ-

tischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund wurden durch 
den Wirtschaftsprüfer Eberhard Krutzsch aus  Ribnitz-
Damgarten geprüft und am 19.05.2011 jeweils mit folgendem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen: 
 
„Ich habe den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des Eigenbetriebes Städti-
scher Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund für die Ge-
schäftsjahre vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2009 und 
vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2010 zusammenhän-
gend geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten liegen in der Verantwortung der Geschäftsführung des Ei-
genbetriebes. Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
mir durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den  Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lage-
bericht abzugeben. 
Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs Städti-
scher Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezoge-
nen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des Eigenbe-
triebes sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Ich bin der Auffassung, dass 
meine Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für meine 
Beurteilung bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

  
 Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-

nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deut-
schen handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Eigenbetriebs Städtischer Zentralfriedhof der Hanse-
stadt Stralsund.  

 Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-
genbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 
Pflichtgemäß bestätige ich gem. Kommunalprüfungsgesetz: 
Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach 
meiner pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Der 
Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss. Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu wesentli-
chen Beanstandungen keinen Anlass.“ 

  
Ribnitz-Damgarten, 19.05.2011  
Eberhard Krutzsch, Wirtschaftsprüfer   

II. Der Landesrechnungshof M-V hat mit Schreiben vom 
05.11.2011 dazu Folgendes festgestellt: 
„Anliegend wird eine Ausfertigung der Berichtes (Teil I und II) 
des Abschlussprüfers über die zusammenhängende Prüfung der 
Jahresabschlüsse zum 31.12.2009/2010 übersandt. Der Lan-
desrechnungshof gibt den Prüfungsbericht nach eingeschränkter 
Prüfung frei (§14 Abs. 4 KPG).“ 

 

gez. Dr. Hempel 
 
III. Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund hat am 13.10.2011 

beschlossen: 
1. Den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Städtischer Zentral-

friedhof der Hansestadt Stralsund für das Geschäftsjahr zum 
31.12.2009 mit einer Bilanzsumme von 1.558.774,72 € und ei-
nem Jahresüberschuss in Höhe von 10.097,75 € festzustellen. 

2. Den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Städtischer Zentral-
friedhof der Hansestadt Stralsund für das Geschäftsjahr zum 
31.12.2010 mit einer Bilanzsumme von 1.671.456,46 € und ei-
nem Jahresüberschuss in Höhe von 1.909,77 € festzustellen. 

3. Die Betriebsleiterin, Frau Eva Schubert, für die Geschäftsjahre 
2009 und 2010 zu entlasten. 

4. Den Jahresüberschuss in Höhe von 10.097,75 € aus dem Jahr 
2009 auf neue Rechnung vorzutragen. 

5. Den Jahresüberschuss in Höhe von 1.909,77 € aus dem Jahr 
2010 auf neue Rechnung vorzutragen. 

 
IV. Die Jahresabschlüsse 2009 und 2010 sowie die entsprechenden 

Lageberichte werden vom Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung an für sieben Werktage in den Geschäftsräu-
men des Eigenbetriebes Städtischer Zentralfriedhof der Hanse-
stadt Stralsund, H.-Heine-Ring 77 in Stralsund öffentlich ausge-
legt. 

 
Stralsund, 21.11.2011    
   
gez. i.V. Hartlieb 
Dr. Badrow 
Oberbürgermeister 
 
 

 
 

Jahresabschluss 2010 
gemäß § 14 Absatz 5 Kommunalprüfungsgesetz 

Bekanntmachung der Liegenschaftsentwicklungs-
gesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH 

 
I. Der Jahresabschluss 2010 der Liegenschaftsentwicklungsge-

sellschaft der Hansestadt  Stralsund mbH wurde durch die  
 

  DOMUS AG  
  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
  Geschwister-Scholl-Straße 3-5  
  19053 Schwerin 
 

geprüft und am 22.07.2011 der folgende – mit einem Hinweis 
versehene - uneingeschränkte Bestätigungsvermerk erteilt:  
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht der Liegenschaftsentwick-
lungsgesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH, Stralsund, für 
das Geschäftsjahr vom 01.01.2010 bis 31.12.2010 geprüft. 
Durch § 13 Abs. 1 Nr. 3 KPG M-V wurde der Prüfungsgegenstand 
erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch auf die wirtschaft-
lichen Verhältnisse der Gesellschaft i. S. v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 
HGrG. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft liegen in der 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unse-
re Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie über 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und 
§ 13 Abs. 1 Nr. 3 KPG M-V unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahres-
abschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes  der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichen-
der Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse der Gesellschaft Anlass zu Beanstandungen geben. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 
angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
haben wir darüber hinaus entsprechend den vom IDW festgestell-
ten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse § 53 HGrG 
vorgenommen. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deutschen 
handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft geben nach un-
serer Beurteilung Anlass zu wesentlichen Beanstandungen. Wir 
weisen darauf hin, dass die künftige finanzielle Situation der Ge-
sellschaft, insbesondere bedingt durch die Auswirkungen der Be-
triebsprüfung, nicht zufriedenstellend ist. Unter weiterer Berück-
sichtigung der in der mittelfristigen Planung prognostizierten Zah-
lungsmittelflüsse und den aus der Abwicklung von Erschließungs-
maßnahmen und Pachtverträgen ggf. resultierenden Folgewirkun-
gen erscheint die Liquidität der Gesellschaft, ohne Einleitung er-
forderlicher Maßnahmen, als nicht sichergestellt.“ 

 
II. Der Landesrechnungshof Mecklenburg – Vorpommern hat mit 

Schreiben vom 06.01.2012 den Prüfungsbericht unter Zurückstel-
lung von Bedenken freigegeben. 

  
III. Die Gesellschafterversammlung der Liegenschaftsentwicklungs-

gesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH hat mit Beschluss 
vom 12.01.2012 den geprüften Jahresabschluss 2010 mit einem 
Jahresfehlbetrag  von 1.327.385,16 € festgestellt. 

 

 Der Jahresabschluss 2010 und der dazugehörige Lagebericht 
werden vom Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung an für 7 Tage in den Geschäftsräumen der Liegenschafts-
entwicklungsgesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH, Hafen-
straße 27, 18439 Stralsund, öffentlich ausgelegt. 

 

 Wir geben bekannt, den testierten Jahresabschluss für das Ge-
schäftsjahr 2010 am 20.02.2012 dem eBundesanzeiger elektro-
nisch unter der HRB-Nr 1009 eingereicht zu haben. 

Stralsund, 21.02.2012  
 
 
gez. Gerd Habedank 
Geschäftsführer 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag  
nach § 165 Abs. 2 KV M-V  

in der ab 04.09.2011 geltenden Fassung 
zur Übernahme der Schulträgerschaft  

für die Gesamtschulen, das Gymnasium und 
die Förderschulen  

auf dem Gebiet der Hansestadt Stralsund 
 
zwischen 
 
dem Landkreis Vorpommern-Rügen, Tribseer Damm 1a, 18437 Stralsund 
- vertreten durch den Landrat Herrn Ralf Drescher -  
 

und  
 

der Hansestadt Stralsund, Alter Markt, 18439 Stralsund  
- vertreten durch den Oberbürgermeister Herrn Dr. Alexander Badrow - 
 
Präambel 
Nach § 11 Abs. 1 LNOG M-V geht die Schulträgerschaft für die Schu-
len, für die gesetzlich die Landkreise und die kreisfreien Städte zu-
ständig sind, am 04.09.2011 von den eingekreisten Städten auf die 
neuen Landkreise über. Durch § 165 Abs. 2 KV M-V in der ab 
04.09.2011 geltenden Fassung können jedoch die große kreisange-
hörige Stadt und der neue Landkreis vereinbaren, dass die Stadt die 
Schulträgerschaft übernimmt, für die sie als vormals kreisfreie Stadt 
zuständig war. 
Der Landkreis Vorpommern-Rügen und die Hansestadt Stralsund 
sind sich darüber einig, dass es für alle Beteiligten die vorteilhafteste 
Lösung ist, wenn die Schulträgerschaft weiterhin von der Hansestadt 
Stralsund wahrgenommen wird, und zwar für die Gesamtschulen, das 
Gymnasium und die Förderschulen, die sich auf dem Gebiet der Han-
sestadt Stralsund befinden. 
 
Demgemäß schließen der Landkreis Vorpommern-Rügen nach dem 
Beschluss des Kreistages des Landkreises Vorpommern-Rügen vom 
19.12.2011 sowie die Hansestadt Stralsund nach Beschluss der Bür-
gerschaft der Hansestadt Stralsund vom 08.12.2011 folgenden öffent-
lich-rechtlichen Vertrag: 

§ 1 Vertragsgegenstand 
Die Hansestadt Stralsund übernimmt ab 04.09.2011 die Schulträger-
schaft für  
1. die Integrierte Gesamtschule Grünthal,  
2. das Schulzentrum am Sund,  
3. das Hansa-Gymnasium, 
4. die Förderschule „Ernst von Haselberg“, 
5. die Förderschule „Astrid-Lindgren“ und  
6. das Sonderpädagogische Förderzentrum „Lambert Steinwich“. 
 

§ 2  Vermögen / Rechte und Pflichten aus Verträgen 
Die für die weitere Wahrnehmung der Schulträgerschaft bezüglich der 
o. a. Schulen erforderlichen Vermögensgegenstände verbleiben im 
Eigentum der Hansestadt Stralsund. Eine Übertragung bzw. Ausei-
nandersetzung gemäß § 12 LNOG M-V findet nicht statt. 
Das Gleiche gilt für die Rechte und Pflichten aus Verträgen der Han-
sestadt Stralsund im Zusammenhang mit der Schulträgerschaft be-
züglich der o. a. Schulen bzw. den dafür erforderlichen Gegenstän-
den. Ein Schuldnerwechsel findet insoweit nicht statt. 
 

§ 3 Personal 
Die Parteien sind sich darüber einig, dass das mit dem Aufgaben-
übergang an den Landkreis nach § 27 Abs. 3 LNOG übergegangene 
Personal für die bisher und zuletzt im Wege der Abordnung wahrge-
nommenen Aufgaben weiter eingesetzt werden soll und werden sich 
darum bemühen, im Einvernehmen mit den Beschäftigten eine Über-
nahme der Arbeitsverhältnisse durch die Hansestadt Stralsund zu 
vereinbaren. Soweit dies nicht möglich sein sollte, wird eine Perso-
nalgestellung nach § 4 Abs. 3 TVöD angestrebt. 
 

§ 4  Laufender Betrieb 
Der laufende Betrieb der in § 1 genannten Schulen obliegt ab 
04.09.2011 der Hansestadt Stralsund als Schulträger. 
Die Hansestadt Stralsund beteiligt den Landkreis Vorpommern-Rügen 
bei der alljährlichen Haushaltsplanung hinsichtlich der in § 1 genann-
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ten Schulen. Der Haushalt der Hansestadt Stralsund darf diesbezüg-
lich nur im gegenseitigen Einvernehmen geplant werden. Diese Ent-
wurfsplanung wird bis September des Vorjahres zwischen beiden 
Parteien verbindlich vereinbart. Die Planung für das Haushaltsjahr 
2012 kann nicht vor Oktober 2011, jedoch spätestens bis zum 
30.11.2011, mit dem Landkreis Vorpommern-Rügen abgestimmt wer-
den.  
Sofern im laufenden Haushaltsjahr über- oder außerplanmäßige Auf-
wendungen notwendig werden, wird die Hansestadt Stralsund dies 
dem Landkreis Vorpommern-Rügen anzeigen und erstattungspflichti-
ge Aufwendungen im Einvernehmen mit dem Landkreis tätigen. 
 

§ 5  Finanzierung der laufenden Aufwendungen 
(1) Der Landkreis Vorpommern-Rügen erstattet der Hansestadt 

Stralsund ab dem 01.01.2012 alle nicht in Abs. 2 und Abs. 3 
aufgeführten ordentlichen Aufwendungen verringert um die er-
zielten ordentlichen Erträge getrennt für die Teilergebnishaus-
halte der in § 1 genannten Schulen. 

 

(2) Nachfolgende Aufwendungen werden durch die Hansestadt 
Stralsund getragen 

1. Winterdienst und Grünflächenpflege, 
2. Schulschwimmen, Segeln, Kanu usw. und ggf. zukünftige Auf-

wendungen für neue Ganztagsangebote, 
3. die Zinsaufwendungen für Investitionskredite. 
 

(3) Weiterhin trägt die Hansestadt Stralsund  
1. die Personalaufwendungen der Querschnittsämter und der für 

die Schulen zuständigen Fachabteilung, 
2. alle Investitionen mit Ausnahme der geringwertigen Wirtschafts-

güter, 
3. die Auszahlung für Tilgung für aufgenommene Investitionskredi-

te. 
 

(4) Zur Erstattung der in Abs. 1 genannten Aufwendungen leistet 
der Landkreis Vorpommern-Rügen im Haushaltsjahr 2012 eine 
monatliche Vorauszahlung, die wie folgt festgelegt wird: 

1.   die Integrierte Gesamtschule Grünthal 40.000,00 € 
2.   das Schulzentrum am Sund  58.700,00 € 
3.   das Hansa-Gymnasium   88.900,00 € 
4.   die Förderschule „Ernst von Haselberg“   9.400,00 € 
5.   die Förderschule „Astrid Lindgren“  16.100,00 € 
6.   das Sonderpädagogische Förderzentrum  
    „Lambert Steinwich“   25.600,00 € 
 

Anpassungen der Vorauszahlungen sind möglich, wenn die Ver-
tragspartner Einvernehmen darüber herstellen können. Die 
Höhe der Vorauszahlungen in späteren Jahren ergibt sich aus 
den Ansätzen des Teilergebnishaushaltes der jeweiligen Schu-
len. Die Vorauszahlungen sind zum 15. d. M., erstmalig zum 
15.01.2012, zu leisten. Die Abrechnung des Zuschussbedarfes 
erfolgt gegenüber dem Landkreis zum 30.06. des Folgejahres. 
Guthaben bzw. Nachzahlungen werden mit der Rate am 15.07. 
des Jahres verrechnet. 

 
§ 6 Nebenabreden / Salvatorische Klausel 

(1)  Nebenabreden zu diesem Vertrag sind nicht getroffen. Sie be-
dürfen ggf. derselben Form wie dieser Vertrag. 

(2)  Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam 
sein oder werden oder sollte ein wesentlicher Punkt nicht gere-
gelt sein, so bleibt die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen 
unberührt. 

(3)  Die Vertragsparteien verpflichten sich für diesen Fall, anstatt der 
unwirksamen oder fehlenden Bestimmung eine Regelung her-
beizuführen, die dem beabsichtigten Zweck am nächsten 
kommt, und die die Parteien vereinbart hätten, wenn sie die Un-
wirksamkeit oder das Fehlen der Bestimmung gekannt hätten. 

 
§ 7 Vertragslaufzeit / Kündigung 

Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und ist nicht 
kündbar. Für die Rückübertragung der Schulträgerschaft an den 
Landkreis finden die Regelungen des Schulgesetzes in § 104 Abs. 3 
Satz 2 und 3 Anwendung. 
 

§ 8 Inkrafttreten / Wirksamkeit 
Der Vertrag wird wirksam, wenn gemäß § 105 Abs. 1 Satz 1 SchulG 
M-V die Genehmigung zum Wechsel der Schulträgerschaft zum 
04.09.2011 durch das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur M-V als oberste Schulbehörde sowie gemäß § 165 Abs. 5 Satz 2 

KV M-V die Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde erteilt wurden. 
Der Vertrag tritt nach Erteilung der Genehmigungen des Ministeriums 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur M-V und der Rechtsaufsichtsbe-
hörde rückwirkend zum 04.09.2011 in Kraft.  
 

 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Der vorstehende - durch das Ministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur Mecklenburg-Vorpommern als oberste Schulbehörde mit 
Schreiben vom 22.12.2011 und durch das Ministerium für Inneres und 
Sport Mecklenburg-Vorpommern als zuständige Rechtsaufsichtbe-
hörde mit Schreiben vom 06.02.2012 genehmigte - öffentlich-
rechtliche Vertrag zur Übernahme der Schulträgerschaft für die Ge-
samtschulen, das Gymnasium und die Förderschulen auf dem Gebiet 
der Hansestadt Stralsund wird hiermit nach § 165 Abs. 5 Satz 3 KV 
M-V öffentlich bekannt gemacht. 
 
Stralsund, 22.02.2012 

             
Dr. Badrow  
Oberbürgermeister  
 
 
 
*************************************************************** 
INFORMATIONEN 
*************************************************************** 

Nutzungsrechte an Grabstätten  
Nutzungsrechte an „Wahlgrabstätten“ (sogenannte Familiengräber, 
die für mehr als einen Verstorbenen konzipiert sind) erlöschen mit in-
dividuellem Zeitablauf. 
 

Der Zeitablauf eines erworbenen Rechtes ist eigenverantwortlich und 
individuell durch den Nutzer der Grabstätte zu überwachen. 
 

Nutzungsrechte solcher Gräber, die vor dem 03.10.1990 im Erster-
werb eingeräumt wurden, endeten  gemäß § 26 Abs. 2 Zentralfried-
hofssatzung am 31.12.2011. 
 

Bitte versäumen Sie es nicht, Ihr Nutzungsrecht an der Grabstät-
te verlängern zu lassen! 
 

Ist die Verlängerung eines Nutzungsrechtes an Grabstätten nicht ge-
wünscht, besteht die Pflicht zur Abmeldung.  
Dazu ist der Friedhofsverwaltung eine Rückgabeerklärung mit Unter-
schrift der / des Grabnutzungsberechtigten vorzulegen. 
Bedenken Sie bitte bei Ihrer Entscheidung, dass die Unterhaltung ei-
nes Familiengrabes heilsam sein kann und für Hinterbliebene traditio-
nell eine letzte Kontaktmöglichkeit darstellt. 
 
gez. Schubert, Betriebsleiterin 
Eigenbetrieb Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund 
Heinrich-Heine-Ring 77, Friedhofsverwaltung:  03831 / 390279 
 

Sprechzeiten 
Mo - Fr  8-12 Uhr,  
Di   8-12 Uhr und 13 -17 Uhr 
Do  8-12 Uhr und 13 -15 Uhr  
oder nach Vereinbarung 
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